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I. Einleitung 
Am 10. März 2017 ist das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes gegen Nachstellungen vom 1. März 2017 
(BGBl. I S. 386) in Kraft getreten. Zur Umsetzung des Ziels, den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nach-
stellungen („Stalking“) zu verbessern (im Einzelnen dazu: Bundestagsdrucksache 18/9946, S. 9 ff.), sieht das 
Gesetz im Wesentlichen folgende Änderungen vor: 
– Umgestaltung des § 238 Absatz 1 des Strafgesetzbuches (StGB) von einem Erfolgs- in ein potentielles 

Gefährdungsdelikt: Es genügt, dass die Handlungen des Täters dazu geeignet sind, die Lebensgestaltung 
des Opfers schwerwiegend zu beeinträchtigen. 

– Streichung der Nachstellung aus dem Katalog der Privatklagedelikte des § 374 der Strafprozessordnung 
(StPO) mit der Folge, dass die Staatsanwaltschaft einzuschreiten hat, sofern zureichende tatsächliche An-
haltspunkte für eine Nachstellung vorliegen. 

– Erweiterung des § 4 des Gewaltschutzgesetzes (GewSchG) auf Zuwiderhandlungen gegen Verpflichtun-
gen aus einem gerichtlich bestätigten Vergleich (§ 4 Nummer 2 GewSchG). 

Eine Evaluierung des geänderten § 238 StGB nach Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes, also 
ab dem 10. März 2020 vor, ist in der Gesetzesbegründung bereits angekündigt. 
„Aufgrund der geringen Zahl wissenschaftlicher Forschungsergebnisse ist eine Evaluierung des geänderten 
§ 238 StGB-E nach Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes vorgesehen.“ 
(Bundestagsdrucksache 18/9946, S. 12) 
Das Ergebnis der Evaluierung soll mit diesem Bericht vorgelegt werden. 

II. Die zu evaluierenden Änderungen in § 238 StGB 
Der Straftatbestand der Nachstellung wurde durch das Gesetz zur Strafbarkeit beharrlicher Nachstellungen 
(40. StrÄndG) vom 22. März 2007 (BGBl. I S. 354) als § 238 StGB eingefügt und lautete in seiner ursprüngli-
chen Fassung: 

„§ 238 
Nachstellung 

(1) Wer einem Menschen unbefugt nachstellt, indem er beharrlich 
1. seine räumliche Nähe aufsucht, 
2. unter Verwendung von Telekommunikationsmitteln oder sonstigen Mitteln der Kommunikation oder über 

Dritte Kontakt zu ihm herzustellen versucht, 
3. unter missbräuchlicher Verwendung von dessen personenbezogenen Daten Bestellungen von Waren oder 

Dienstleistungen für ihn aufgibt oder Dritte veranlasst, mit diesem Kontakt aufzunehmen, 
4. ihn mit der Verletzung von Leben, körperlicher Unversehrtheit, Gesundheit oder Freiheit seiner selbst 

oder einer ihm nahe stehenden Person bedroht oder 
5. eine andere vergleichbare Handlung vornimmt 
und dadurch seine Lebensgestaltung schwerwiegend beeinträchtigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter das Opfer, 
einen Angehörigen des Opfers oder eine andere dem Opfer nahe stehende Person durch die Tat in die Gefahr 
des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. 

(3) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod des Opfers, eines Angehörigen des Opfers oder einer 
anderen dem Opfer nahe stehenden Person, so ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfol-
gungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts 
wegen für geboten hält.“ 

Der so gefasste Tatbestand berücksichtigte jedoch noch nicht hinreichend den strafwürdigen Unwertgehalt des 
Stalkings, der weniger durch einen eingetretenen tatbestandlichen Erfolg als vielmehr durch intensiv-invasives 
Täterverhalten gekennzeichnet ist. Daneben war hierdurch kein hinreichender Schutz derjenigen Opfer gege-
ben, die sich aufgrund des Täterverhaltens zunächst nicht zu eigenen Verhaltensänderungen drängen ließen; 
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vielmehr setzte die Tatbestandsverwirklichung tatsächlich eingetretene schwerwiegende Änderungen der Le-
bensgestaltung des Opfers voraus. 
Deswegen wurde § 238 Absatz 1 StGB durch das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes gegen Nachstellungen 
vom 1. März 2017 überarbeitet und erhielt die nachstehende neue Fassung: 

„§ 238 
Nachstellung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einer anderen Person in 
einer Weise unbefugt nachstellt, die geeignet ist, deren Lebensgestaltung schwerwiegend zu beeinträchtigen, 
indem er beharrlich 
1. die räumliche Nähe dieser Person aufsucht, 
2. unter Verwendung von Telekommunikationsmitteln oder sonstigen Mitteln der Kommunikation oder über 

Dritte Kontakt zu dieser Person herzustellen versucht, 
3. unter missbräuchlicher Verwendung von personenbezogenen Daten dieser Person 

a) Bestellungen von Waren oder Dienstleistungen für sie aufgibt oder 
b) Dritte veranlasst, Kontakt mit ihr aufzunehmen, oder 

4. diese Person mit der Verletzung von Leben, körperlicher Unversehrtheit, Gesundheit oder Freiheit ihrer 
selbst, eines ihrer Angehörigen oder einer anderen ihr nahestehenden Person bedroht oder 

5. eine andere vergleichbare Handlung vornimmt.“ 
Damit wurde sichergestellt, dass der tatsächliche Eintritt einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Lebens-
gestaltung des Opfers zur Tatbestandserfüllung nicht mehr erforderlich ist. Vielmehr reicht es nunmehr aus, 
wenn das Verhalten des Täters geeignet ist, die Lebensgestaltung des Opfers schwerwiegend zu beeinträchtigen. 
Ob damit das gesetzgeberische Ziel einer Verbesserung des Opferschutzes in der Praxis tatsächlich erreicht 
werden konnte, ist Gegenstand der Evaluierung. 

III. Zur Evaluierungsmethodik 
Zum Zwecke der Evaluierung hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz am 10. März 
2020 die Justizverwaltungen der Länder sowie acht Verbände angeschrieben und um Beantwortung von Fragen 
zu den Auswirkungen der Gesetzesänderung auf die Praxis gebeten. 
Die Auswertung der Rückmeldungen soll Aufschluss darüber geben, ob das mit dem Gesetz zur Verbesserung 
des Schutzes gegen Nachstellungen vom 1. März 2017 verfolgte Ziel eines verbesserten Opferschutzes durch 
Erleichterung der Strafverfolgung erreicht werden konnte und zudem ob weiteres (gesetzgeberisches) Handeln 
erforderlich erscheint. 

IV. Befragung der Landesjustizverwaltungen 
Die Landesjustizverwaltungen wurden um Beantwortung der nachfolgenden Fragen gebeten, die sich auf die 
Auswirkungen der Gesetzesänderung auf die staatsanwaltschaftliche (Fragen 1. bis 3.) sowie die strafgerichtli-
che Praxis (Fragen 1. und 2.) beziehen1: 
1. Wurde das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB durch die Umgestaltung von 

einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt (Eignungsdelikt) zu erleichtern und so den strafrecht-
lichen Schutz der Opfer von Nachstellungen zu verbessern, aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und 
strafgerichtlichen Praxis erreicht? 

2. Bestehen aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und strafgerichtlichen Praxis trotz der Gesetzesänderung 
weiterhin Probleme bei der Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB, die den strafrechtlichen Schutz der 
Opfer von Nachstellungen erheblich erschweren, und worin bestehen diese gegebenenfalls? 

3. Verfahrenserledigung bei den Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB: 
a) Können Aussagen über die Art der Verfahrenserledigung bei den Staatsanwaltschaften bezüglich 

Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB für die vergangenen Jahre (insbesondere 2018 und 2019) ge-
troffen werden? 

Die Beantwortung war zunächst bis zum 6. Juni 2020 erbeten worden; wegen Verzögerungen infolge der Covid-19-Pandemie wurde 
diese Frist auf Bitte aus den Ländern bis zum 15. September 2020 verlängert. 

1 
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b) Wenn ja: Hat sich die Quote von Anklageerhebungen, Einstellungen nach § 170 Absatz 2 StPO und 
den §§ 153, 153a StPO nach der am 10. März 2017 in Kraft getretenen Gesetzesänderung im Ver-
gleich zur vorherigen Praxis erheblich verändert? 

Mit einer Ausnahme haben sämtliche Landesjustizverwaltungen Rückmeldungen übersandt. 
Im Folgenden werden die Antworten zusammenfassend dargestellt: 

1. Rückmeldungen zu Frage 1. 
(„Wurde das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB durch 
die Umgestaltung von einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt (Eignungs-
delikt) zu erleichtern und so den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen 
zu verbessern, aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und strafgerichtlichen Praxis 
erreicht?“) 

Zu dieser Frage ergab sich sowohl zwischen den Landesjustizverwaltungen als auch innerhalb einzelner Lan-
desjustizverwaltungen ein sehr heterogenes Meinungsbild. Mehrere Landesjustizverwaltungen haben die Frage 
– basierend auf den Rückmeldungen der dortigen Gerichte und Staatsanwaltschaften – positiv beantwortet.2 

Einige Landesjustizverwaltungen haben diese Frage jedoch auch negativ beantwortet.3 Die relativ größte 
Gruppe berichtete, dass das Meinungsbild im jeweiligen Geschäftsbereich uneinheitlich sei.4 

Hinsichtlich der in der Frage angelegten Differenzierung nach staatsanwaltschaftlicher und strafgerichtlicher 
Praxis lässt sich feststellen, dass Gerichte tendenziell eher eine positive Einschätzung der erfolgten Gesetzes-
änderung abgaben als Staatsanwaltschaften.5 Es gab aber auch nicht wenige Staatsanwaltschaften, die sich po-
sitiv äußerten,6 ebenso wie es Gerichte gab, die keine praktischen Auswirkungen der Gesetzesänderung be-
obachten konnten.7 

Die Landesjustizverwaltungen, die das gesetzgeberische Ziel als nicht erreicht ansahen, haben dabei teils eher 
grundsätzlich, teils detailliert-inhaltlich argumentiert: Eine Landesjustizverwaltung gab im Hinblick auf die ge-
richtliche Praxis an, dass eine Beantwortung der Frage aufgrund geringer Fallzahlen „nicht seriös“ möglich sei 
und es jedenfalls keine Zunahme an einschlägigen gerichtlichen Verfahren gegeben habe.8 Ähnlich lautete die 
Begründung einer weiteren Landesjustizverwaltung: Eine Einschätzung könne nicht abgeben werden, weil es 
noch an einer gesicherten Spruchpraxis der Gerichte fehlen dürfte, signifikante Auswirkungen auf die Verfah-
rensabschlüsse nicht erkennbar seien und eine genauere Aktenanalyse sowie Interviews von Praktikern erfor-
derlich seien; die Frage nach einem verbesserten Opferschutz erfordere zudem „empirisch-kriminologische For-
schung unter Einbeziehung von Hell- und Dunkelfelduntersuchungen“.9 Zwei weitere Landesjustizverwaltun-
gen wiesen hingegen eher auf inhaltliche Gründe hin: Es mache in der Praxis keinen erheblichen Unterschied, 
ob nachgewiesen werden müsse, dass eine tatsächliche schwerwiegende Beeinträchtigung beim Opfer eingetre-
ten sei, oder ob festgestellt werden müsse, dass die vorgeworfenen Handlungen zu einer solchen Beeinträchti-
gung objektiv geeignet gewesen seien.10 Die Anwendung der Vorschrift bleibe im Falle einer streitigen Haupt-
verhandlung eine „Herausforderung für die Praxis“, weil in der Gesamtwürdigung eines komplexen und aus 
vielen Einzelakten bestehenden Geschehens jeder Einzelakt daraufhin zu überprüfen sei, ob es sich bei ihm 
nicht um ein noch sozialadäquates Verhalten handeln könnte.11 Die Voraussetzungen der unbestimmten Rechts-
begriffe „Beharrlichkeit“, „Unbefugtheit“ und „Eignung zu einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Le-
bensgestaltung“ könnten in der Praxis oft nicht mit der erforderlichen Tragfähigkeit belegt werden.12 Ein Groß-
teil der angezeigten Sachverhalte beziehe sich auf Kontaktaufnahmen im Zusammenhang mit Umgangsrechten 
oder familiengerichtlichen Anträgen und sei deswegen rechtlich schwierig zu erfassen, woran auch die Geset-
zesänderung nichts geändert habe.13 

2 BW S. 1; BY S. 1f.; RP S. 1; SL S. 1f.; SN S. 1. 
3 BE S. 1; HH S. 1f.; MV S. 1; SH S. 1. 
4 BB S. 1ff.; HE S. 2; NI S. 1ff.; NW S. 1; ST S. 1f.; TH S. 1ff. 
5 Z. B. BB S. 2; HE S. 2; NI (LG Aurich) S. 3; NI (LG Oldenburg) S. 3; NW (LOStA Münster) S. 5. 
6 ZB NI (GStA Celle) S. 3; NW (GStA Düsseldorf) S. 1f.; NW (GStA Köln) S. 3; NW (LOStA Paderborn) S. 4; SN S. 1f. 
7 Siehe Fn. 3. 
8 MV S. 1f. 
9 HH S. 2. 
10 BE S. 1. 
11 BE S. 2. 
12 SH S. 1f. 
13 SH S. 1f. 
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Von den Landesjustizverwaltungen, die eine Verbesserung des Opferschutzes als grundsätzlich erreicht erachtet 
haben, wiesen die meisten – schon bei der Beantwortung von Frage 1 – nicht nur auf Verbesserungen, sondern 
auch auf verbliebene Probleme hin. Dabei zeigen sich erhebliche Überschneidungen – sowohl bei den genannten 
Problemen als auch bei den positiven Veränderungen. Im Einzelnen: 
Viele Länder haben positiv hervorgehoben, dass die Beweisführung (merklich) erleichtert worden sei.14 Das 
liege daran, dass eine tatsächliche Änderung der Lebensumstände des Opfers für eine Strafverfolgung nun nicht 
mehr erforderlich sei.15 Dies stärke den Opferschutz, weil für viele Opfer eine erhebliche Umgestaltung der 
Lebensumstände aus faktischen Gründen kaum möglich sei, so scheitere etwa ein Wohnungswechsel oftmals 
aus finanziellen Gründen und/oder an dem angespannten Immobilienmarkt in vielen Städten.16 Positive Aus-
wirkungen hätten sich auch in den Fällen besonders starker Opferpersönlichkeiten ergeben, die sich trotz des 
Täterverhaltens bewusst gegen eine Veränderung ihrer Lebensführung entschieden.17 Symptomatisch hierfür 
dürfte ein von einem Landgericht berichteter Fall sein, bei dem eine Unterbringung des Beschuldigten nur auf-
grund der neuen Rechtslage möglich gewesen sei, „weil die sehr resilienten Geschädigten in ihrer Lebensge-
staltung nicht schwerwiegend beeinträchtigt worden seien“.18 Begrüßt wurde zudem, dass die Änderung ver-
deutlicht habe, dass sich die Strafwürdigkeit aus dem Verhalten des Täters und nicht des Opfers ergebe.19 Mit 
der Gesetzesänderung seien zudem Fragen der Kausalität und objektiven Zurechnung zwischen Täterverhalten 
und Veränderungen in der Lebensgestaltung des Opfers obsolet geworden.20 Aus der Strafgerichtspraxis wurde 
in diesem Zusammenhang berichtet, dass zwar in vielen der seit der Gesetzesänderung zu entscheidenden Fällen 
eine Verurteilung auch auf Basis der alten Rechtslage möglich gewesen wäre, den Opfern sei aber aufgrund der 
neuen Rechtslage eine intensive Befragung zu ihren Lebensverhältnissen erspart geblieben.21 

Auch wurde betont, dass der Umstand, dass eine konkrete Auswirkung des Täterverhaltens auf die Lebensfüh-
rung des Opfers nun nicht mehr belegt werden müsse, ein frühzeitiges strafrechtliches Einschreiten erlaube, die 
Ermittlungstätigkeit beschleunige und den Verfahrensabschluss fördere, wodurch insgesamt der Opferschutz 
verbessert werde.22 

Aus der gerichtlichen Praxis einer Landesjustizverwaltung wurde berichtet, dass die Gesetzesänderung zwar die 
Beweisführung erleichtert habe, jedoch sei der Nachweis einer tatsächlichen schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Lebensführung des Opfers vorher ähnlich unproblematisch möglich gewesen.23 

Die Landesjustizverwaltungen berichteten jedoch auch von nicht wenigen Gerichte und vor allem Staatsanwalt-
schaften aus ihren Geschäftsbereichen, die kaum signifikante Veränderungen in der praktischen Handhabung 
der Ermittlungsverfahren sähen.24 Von einer Landesjustizverwaltung wurde aus der staatsanwaltschaftlichen 
Praxis – ohne nähere Begründung – sogar berichtet, dass die Strafbarkeit „weiterhin von der persönlichen Be-
findlichkeit des Opfers“ abhänge.25 Von anderer, ebenfalls staatsanwaltschaftlicher Seite wurde betont, „dass 
auch die Bestimmung des Tatbestandsmerkmals der Eignung zu einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der 
Lebensgestaltung mit Unsicherheiten behaftet sei und die Anforderungen an die Tatbestandsverwirklichung 
angesichts des – wie zuvor hinsichtlich der tatsächlichen Beeinträchtigung – anzulegenden objektiven Beurtei-
lungsmaßstabs letztlich als nicht maßgeblich verändert anzusehen seien“.26 

Beweisführungsprobleme blieben u. a. deswegen, weil es sich bei den einschlägigen Sachverhalten in der Regel 
um Zwei-Personen-Konflikte handele, sodass es außer dem Opfer keine weiteren Zeugen gebe.27 

14 BB S. 2; BW S. 1f.; NW (OLG und GStA Düsseldorf) S. 2; SL S. 2; SN S. 1f. 
15 BW S. 1f.; HE S. 2; NW (OLG und GStA Düsseldorf) S. 2; NW (OLG und GStA Köln) S. 3; RP S. 1f. Vgl. auch BY S. 2. 
16 BW S. 1f.; NW (LOStA Duisburg) S. 2; vgl. auch BY S. 2 
17 NW (LOStA Duisburg) S. 2. 
18 HE S. 2. 
19 NW S.2. 
20 BW S. 2. 
21 HE S. 2. 
22 SN S. 1. 
23 SL S. 2. 
24 BY S. 2; NI S. 1; ST S. 1f. 
25 BB (GStA) S. 2. 
26 HE S. 1f.; ähnlich: NW (LOStA Wuppertal) S. 2; NW (LOStA Münster) S. 5. 
27 RP S. 2. 
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Mehrfach genannt wurde auch, dass die Norm nach wie vor mehrere unbestimmte Rechtsbegriffe (u. a. schwer-
wiegend, beharrlich) enthalte, was die Anwendung der Norm erschwere.28 Nicht selten wurde aber die Verwen-
dung unbestimmter Rechtsbegriffe angesichts der Unterschiedlichkeit der mit „Stalking“ beschriebenen Sach-
verhaltstypen als alternativlos erachtet. In diesem Zusammenhang wurde auch mehrfach beklagt, dass es bislang 
aufgrund des jungen Alters der Vorschrift insbesondere in ihrer reformierten Gestalt an einer gefestigten höchst-
richterlichen Judikatur fehle, die Hilfestellung bei der Auslegung der einzelnen Merkmale bieten würde.29 

Sehr häufig wurde betont, dass die Vorschrift in der strafgerichtlichen Praxis kaum eine bzw. nur eine unterge-
ordnete Rolle spiele und daher auch die Erfahrungen begrenzt seien.30 Diese Feststellung korrespondiert mit 
der ebenfalls mehrfach berichteten Beobachtung aus der staatsanwaltschaftlichen Praxis, dass die angezeigten 
Verhaltensweisen häufig nicht das Potenzial hätten, die Lebensführung des Opfers schwerwiegend zu beein-
trächtigen.31 Ebenfalls deckt sich die Feststellung mit der Beobachtung, dass die Verfolgung der häufig parallel 
verwirklichten Delikte, wie §§ 123, 177 ff., 185 ff., 223 ff., 240 f. und § 303 StGB „in den meisten Fällen 
wesentlich effektiver“ sei.32 Ein Leitender Oberstaatsanwalt hat insofern betont, dass der strafrechtliche Opfer-
schutz hierunter aber nicht leide, „da es für das Opfer letztlich unbedeutend ist, ob der Täter wegen einer Nach-
stellung oder einem der anderen genannten Straftatbestände verurteilt wird“.33 Vereinzelt wird aus der geringen 
Anzahl der Verfahren abgeleitet, dass die Norm möglicherweise noch nicht hinreichend praxisgerecht gefasst 
worden sei.34 

Zwei Landesjustizverwaltungen haben sich bereits in der Antwort auf Frage 1 zu den Auswirkungen der Strei-
chung der Vorschrift des § 238 StGB aus dem Katalog der Privatklagedelikte geäußert. Im Hinblick auf den 
Opferschutz wurde die Streichung dabei von beiden als Verbesserung gewertet.35 

2. Rückmeldungen zu Frage 2. 
(„Bestehen aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und strafgerichtlichen Praxis trotz 
der Gesetzesänderung weiterhin Probleme bei der Anwendung des § 238 Absatz 1 
StGB, die den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen erheblich er-
schweren, und worin bestehen diese gegebenenfalls?“) 

Mit einer Ausnahme36 sahen alle Landesjustizverwaltungen weiterhin Probleme bei der Anwendung von § 238 
Absatz 1 StGB, auch wenn dabei ebenfalls von einzelnen Gerichten und Staatsanwaltschaften berichtet wurde, 
die keine Anwendungsprobleme sähen37. Ob hieraus weiterer gesetzgeberischer Handlungsbedarf resultiere, 
wurde unterschiedlich bewertet. Im Einzelnen: 
Bei den verbliebenen Problemen wurde sehr häufig auf die Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe – unter an-
derem die objektive Eignung der Handlung zur Veränderung der Lebensführung des Opfers – hingewiesen.38 

Probleme bereite insbesondere auch der Begriff „beharrlich“.39 Zum Teil wurde sogar die hinreichende Be-
stimmtheit der Strafnorm insgesamt in Frage gestellt.40 

Auch wegen dieser unbestimmten Rechtsbegriffe sei die Beweisführung problematisch.41 Es bereite nicht un-
erhebliche Schwierigkeiten, die einzelnen Tatbestandsmerkmale etwa in den polizeilichen Vernehmungen hin-
reichend konkret herauszuarbeiten.42 So fehle es auch an empirischen Untersuchungsergebnissen dazu, welche 
Handlungen objektiv geeignet seien, eine Lebensveränderung beim Opfer auszulösen.43 Teilweise wurde die 
Auffassung geäußert, dass der Nachweis, dass das Verhalten des Beschuldigten objektiv geeignet ist, das Leben 

28 NW S. 10; HE S. 2; RP S. 2. 
29 HE S. 2. 
30 BY S. 2; NI S. 1ff.; NW (OLG Köln) S. 3; NW (OLG Hamm) S. 5f.; SN S. 2. 
31 NI (GStA Braunschweig) S. 2. 
32 BB S. 2; NI (GStA Braunschweig) S. 2. 
33 NW (LOStA Paderborn) S. 4. 
34 NW (OLG und GStA Köln) S. 3. 
35 NI S. 4, NW (LOStA Duisburg und LOStA Wuppertal) S. 2; NW (OLG und GStA Köln) S. 3. 
36 SL (staatsanwaltschaftliche und überwiegende gerichtliche Praxis habe von keinen Schwierigkeiten berichtet) S. 2. 
37 NI (OLG Celle und OLG Oldenburg) S. 4; NW (OLG Köln) S. 10; ST (Gerichte) S. 2. 
38 BB S. 2f.; BW S. 2; BY S. 3; HE S. 2; SN S. 2; ST S. 2; TH S.2. 
39 BW S. 2; NW S. 8. 
40 NI (OLG Braunschweig) S. 5: „Letztlich sei aber nicht klar, welches konkrete Verhalten strafbar sei. Insofern fehle es an einer klaren 

und eindeutigen Entscheidung des Gesetzgebers.“; MV („Anwendungsprobleme im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot“) S. 2. 
41 Etwa NW S. 8, 10; SH S. 1f. 
42 BW S. 2. 
43 NI S. 7. 
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des Opfers schwerwiegend zu beeinträchtigen, schwieriger zu führen sei als der Nachweis, dass eine solche 
Beeinträchtigung bereits erfolgt ist.44 

In der Praxis würden meistens niederschwellige Belästigungshandlungen durch ehemalige Lebenspartner ange-
zeigt.45 Hier sei es regelmäßig schwierig einzuordnen, ob es sich dabei um noch zulässiges sozialadäquates 
Verhalten handele oder diese Ebene bereits verlassen sei und insbesondere auch eine Eignung zur Beeinflussung 
der Lebensführung des Opfers vorliege.46 Probleme bereite etwa auch das Merkmal „unbefugt“ bei Kontaktauf-
nahmen, die vorgeblich im Zusammenhang mit einem gerichtlich zugebilligten Umgangsrecht mit gemeinsa-
men Kinder stünden, nach dem Eindruck der Anzeigenden vom Täter aber tatsächlich aus anderen Motiven 
heraus erfolgten.47 

Eine Landesjustizverwaltung machte auch darauf aufmerksam, dass es bei einer Nachstellung gegenüber einer 
Personengruppe (z. B. mehrere Familienmitglieder oder Bewohner eines Hauses) an der erforderlichen Anzahl 
an Tathandlungen gegenüber jedem Einzelnen aus dieser Gruppe fehlen könne.48 

Nachweisprobleme bestünden auch deshalb, weil es für die Opfer schwierig sei, sich an konkrete Tatzeiten und 
Tathandlungen zu erinnern oder sie voneinander abzugrenzen.49 Es fehle in der Regel an einer akribischen Do-
kumentation durch die Geschädigten.50 Daneben würden Täter ihre Handlungen im Internet gut verschleiern 
(z. B. Nutzung von Internet-Cafes, nicht personifizierte E-Mail-Adressen)51, und Datensicherungsmöglichkei-
ten seien nicht vorhanden.52 

Probleme wurden zudem beim Nachweis des Vorsatzes gesehen.53 Ein „typischer Stalkingtäter“, dessen Hand-
lungen keine anderen Straftatbestände verwirklichten, werde nicht zwingend erkennen, dass sein Verhalten die 
Lebensführung des Opfers beeinflussen könnte.54 

Des Weiteren würden „echte“ Stalker häufig die Voraussetzungen der §§ 20, 21 StGB erfüllen, sodass sich 
häufig die Frage nach einer Begutachtung stelle.55 

Insgesamt sei der Ermittlungsaufwand bei § 238 Absatz 1 StGB im Vergleich zu anderen Delikten sehr hoch.56 

In der Praxis würden sich Staatsanwaltschaften daher häufig bei Anklageerhebung auf andere – als Begleitde-
likte in Betracht kommende – Tatbestände konzentrieren, deren tatbestandliche Voraussetzungen einfacher 
nachzuweisen seien.57 

Häufig genannt wurden auch Beweisschwierigkeiten, die sich aus der Natur der angezeigten tatsächlichen Kons-
tellationen ergäben.58 Regelmäßig würden den angezeigten Sachverhalten Zwei-Personen-Konflikte zugrunde 
liegen, sodass es häufig Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen gebe. Problematisch sei zudem, dass die Ge-
schädigten nicht selten inkonstant in ihrem Kooperationsverhalten seien, wie das für Konstellationen aufeinan-
derfolgender Trennungs- und Wiederversöhnungsakte üblich sei.59 

Problematisch sei weiterhin, dass die in § 238 Absatz 2 und 3 StGB enthaltenen Qualifikationen „so gut wie 
nie“ zur Anwendung kämen.60 Deswegen laufe auch die Regelung des § 112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StPO, 
wonach die Anordnung von Sicherungshaft in Fällen der Nachstellung möglich ist, faktisch leer.61 Die Ausge-
staltung als relatives Antragsdelikt führe in der Praxis dazu, dass bei fehlendem oder zurückgenommenem Straf-

44 NW (LOStA Mönchengladbach) S. 6f. 
45 NI S. 7. Vgl. auch BB S. 3; NW S. 6. 
46 HE S. 2; SN S. 2f. 
47 BB S. 3; BY S. 4; MV S. 3; SH S. 2. 
48 SN S. 2f. 
49 BY S. 4; NI S. 7. 
50 TH S. 2. 
51 NI S. 8; NW S. 11. 
52 TH S. 2. 
53 NI S. 5; MV S. 3. 
54 NI S. 5. 
55 SN S. 3. 
56 BB S. 3. 
57 BW S. 2; BY S. 5; NW S. 11f.; SH S. 2. 
58 BY S. 4. 
59 SN S. 3. 
60 BY S. 5. 
61 BY S. 5. 
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antrag die Ermittlungen eingestellt würden. Regelmäßig würden die Ermittlungsbehörden nämlich von Umstän-
den, die eine Annahme des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung rechtfertigen könnten 
(z. B. Einschüchterung des Opfers), keine Kenntnis erlangen.62 

Zur Streichung von § 238 Absatz 1 StGB aus dem Katalog der Privatklagedelikte wurde vorgetragen, dass hier-
durch die Anklagequote nicht nennenswert erhöht worden sei, die Streichung allerdings dazu geführt habe, dass 
mitverwirklichte Privatklagedelikte (Beleidigung, Bedrohung oder Körperverletzung) mitverfolgt werden 
könnten.63 Zwei Landesjustizverwaltungen haben sich – bereits in der Antwort auf Frage 1 – ebenfalls positiv 
zu den Auswirkungen der Streichung geäußert und sie im Hinblick auf den Opferschutz als Verbesserung ge-
wertet.64 Teilweise wurde die Streichung jedoch negativ gesehen, weil ein spezifisches Fallaufkommen für die 
Verweisung auf den Privatklageweg bestehe (Trennungs- und Nachbarschaftsstreitigkeiten).65 

Die Frage, ob weiterer gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht, wurde unterschiedlich gesehen.66 Dabei 
wurde hervorgehoben, dass gesetzgeberische Ansätze nicht die rein tatsächlichen Nachweisprobleme beheben 
könnten.67 Eine Erweiterung des Tatbestands wurde abgelehnt.68 Sofern konkrete Vorschläge für gesetzgeberi-
sche Nachbesserungen gemacht wurden, wurde teils mehrfach genannt: 
– Die Ersetzung des Begriffs „beharrlich“ durch „wiederholt“ oder „fortgesetzt“;69 

– die gesetzliche Definition unbestimmter Rechtsbegriffe.70 So solle etwa der Begriff „räumliche Nähe“ in 
§ 238 Absatz 1 Nummer 1 StGB konkreter gefasst werden, wobei eine Orientierung an Beschlüssen nach 
dem GewSchG erfolgen könnte;71 

– die Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffs „Eignung zur schwerwiegenden Beeinträchtigung der 
Lebensgestaltung“ durch Regelbeispiele, wie etwa die tateinheitliche Begehung weiterer Delikte (etwa 
Körperverletzung, Hausfriedensbruch, Beleidigung) oder die Einführung einer zeitlichen Mindestdauer der 
unbefugten Kontaktaufnahmen;72 

– eine Erhöhung des Strafrahmens73, auch um die Anordnung einer Maßregel nach § 63 StGB zu erleich-
tern;74 

– die Regelung eines weitergehenden Qualifikationstatbestandes oder besonders schweren Falls,75 etwa für 
besonders langwierige Fälle mit regelmäßigen Kontaktaufnahmen, die sich über mindestens ein Jahr er-
strecken76, oder bei Zuwiderhandlungen gegen ein gerichtlich nach dem GewSchG angeordnetes Kontakt-
oder Annäherungsverbot;77 dies auch deswegen, um in Konsequenz auch den Anwendungsbereich der 
Sicherungshaft zu erweitern;78 

– die Umgestaltung des § 238 StGB dahingehend, dass eine strafbare Handlung bei Missachtung einer vor-
herigen, durch das Opfer zu erwirkenden gerichtlichen Unterlassungsanordnung vorliege;79 

– die Normierung einer Versuchsstrafbarkeit für Fälle, bei denen das Opfer besonders sensibel sei und der 
Täter auch hierum wisse, die Beeinträchtigung aber objektiv nicht schwerwiegend sei;80 

– die Aufnahme von § 238 Absatz 1 StGB in den Katalog des § 112a Absatz 1 Satz 1 StPO.81 

62 BE S. 2. 
63 ST S. 3. 
64 NI S. 4, NW (LOStA Duisburg und LOStA Wuppertal) S. 2; NW (OLG und GStA Köln) S. 3. 
65 HE S. 4. 
66 Vgl. etwa RP S. 2. 
67 HE S. 3; RP S. 2. 
68 HE (GStA Frankfurt a.M.) S. 3. 
69 BW S. 2. 
70 Vgl. RP S. 3 (insofern jedoch ablehnend). 
71 SN S. 4. 
72 MV S. 2; NI (GStA Oldenburg) S. 9. 
73 SL S. 2. 
74 SL S. 2f. 
75 BB S. 3; BY S. 5f.; HE (OLG Frankfurt a.M.) S. 3f.; NI (LOStA Hannover) S. 8. 
76 NI (LOStA Hannover) S. 8. 
77 BB S. 3; BY S. 5f. 
78 BY S. 5f. 
79 ST S. 3. 
80 BE S. 2. 
81 HE (OLG Frankfurt a.M.) S. 3f. 
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3. Rückmeldungen zu Frage 3. 
„Verfahrenserledigung bei den Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 
Abs. 1 StGB: a) Können Aussagen über die Art der Verfahrenserledigung bei den 
Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB für die vergange-
nen Jahre (insbesondere 2018 und 2019) getroffen werden? b) Wenn ja: Hat sich die 
Quote von Anklageerhebungen, Einstellungen nach § 170 Absatz 2 StPO und den 
§§ 153, 153a StPO nach der am 10. März 2017 in Kraft getretenen Gesetzesänderung im
Vergleich zur vorherigen Praxis erheblich verändert?“) 

Sämtliche Landesjustizverwaltungen konnten anhand von Stellungnahmen der jeweiligen Staatsanwaltschaften 
sowie deren Statistiken zu Verfahren wegen Nachstellung nach § 238 Absatz 1 StGB Aussagen über die Art der 
Verfahrenserledigung für die vergangenen Jahre treffen. Einige Staatsanwaltschaften merkten jedoch an, dass 
sich ihre Statistik nicht bloß auf Verfahren beziehe, in denen § 238 StGB das führende Delikt gewesen sei, 
sondern auch auf solche, in denen § 238 StGB lediglich als eines von mehreren anfänglich in Betracht zu zie-
henden Delikten geführt worden sei.82 Es sei im Rahmen der Zahlen zu Anklageerhebungen daher nicht immer 
klar, ob tatsächlich wegen § 238 StGB Anklage erhoben worden sei oder nur wegen anderer, gegebenenfalls 
leichter nachzuweisender oder schwerwiegenderer Delikte.83 

Basierend auf den Stellungnahmen der jeweiligen Staatsanwaltschaften meldeten die Landesjustizverwaltungen 
einhellig, dass sich die Neufassung des § 238 Absatz 1 StGB nicht signifikant auf die Quoten der verschiedenen 
Arten der Verfahrenserledigung ausgewirkt habe.84 Einige kleinere Veränderungen ab März 2017 seien laut der 
Mehrzahl der Länder aber dennoch erkennbar.85 Im Einzelnen: 
Mehrere Landesjustizverwaltungen berichteten von einem teils deutlichen Anstieg des Anteils von Einstellun-
gen nach den §§ 153, 153a StPO.86 In einem Land habe die Steigerung sogar das Niveau einer Verdopplung der 
Quote von Einstellungen nach den §§ 153, 153a StPO, § 45 Absatz 1 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) in den 
Jahren 2017 bis 2019 im Vergleich zu den Jahren 2015 bis 2017 erreicht.87 Der Grund für den Anstieg von 
Einstellungen aus Opportunitätsgründen wurde mehrfach in dem im Zuge der Gesetzesänderung erfolgten Weg-
fall der gegenüber § 153 StPO vorrangingen Verweisung auf den Privatklageweg gesehen.88 Eine Landesjus-
tizverwaltung berichtete hingegen – ohne Angabe einer Begründung –, dass sich die Zahl der Einstellungen 
nach § 153 StPO „deutlich verringert“ habe, während sich die Zahl der Einstellungen nach § 153a StPO „leicht 
erhöht“ habe.89 

Zu den Einstellungen nach § 170 Absatz 2 StPO gab die Mehrzahl der Landesjustizverwaltungen an, dass sich 
der Anteil dieser Einstellungen nicht verändert habe90 oder lediglich leicht zurückgegangen sei.91 Eine Landes-
justizverwaltung führte aus, dass die Zahl der Einstellungen nach § 170 Absatz 2 StGB „erheblich abgenom-
men“ hätte, wobei die dahinterstehenden Gründe nur durch ein intensives – und derzeit nicht leistbares – Ak-
tenstudium festgestellt werden könnten.92 

Hinsichtlich der Quote von Anklageerhebungen und Strafbefehlsanträgen fielen die Berichte der Landesjustiz-
verwaltungen unterschiedlich aus. Ein Großteil der Landesjustizverwaltungen gab an, dass sich diese Quote 
kaum verändert habe.93 Soweit aber Länder von Veränderungen bei der Quote von Anklageerhebungen berich-
teten, wurden sowohl Abnahmen als auch Zunahmen der Quote gemeldet: Eine Landesjustizverwaltung meldete 
einen leichten Rückgang des Anteils der Anklageerhebungen im Laufe der Jahre von 2015 bis 2019 und zwar 

82 BY S. 7; NW (OStA Duisburg) S. 16; NW (GStA Köln) S. 17; NW (GStA Hamm) S. 19; RP S. 3; BW Anl. führt u.a. Zahlen zur 
Erledigung kraft Verweisung auf Privatklageweg auf, dies kann sich nur auf andere Delikte als § 238 StGB beziehen. 

83 NW (GStA Köln) S. 17; NW (GStA Hamm) S. 19. 
84 BB S. 4; BE S. 4; HE S. 5; HH S. 6; MV S. 3; NI S. 10; NW (OStA Kleve) S. 14; NW (OStA Duisburg) S. 16; NW (GStA Köln) 

S. 17; SH S. 2; SL S. 3; SN S. 4; ST S. 3; TH S. 2. 
85 HE S. 5; HH S. 6; MV S. 3; NI S. 10f.; NW (OStA Düsseldorf) S. 12; NW (OStA Krefeld) S. 14; NW (GStA Köln) S. 17f.; RP S. 3f.; 

SL S. 3; SN S. 4f.; ST S. 3. 
86 BW Anl.; HE S. 5; HH S. 6; NI S. 10f.; NW (OStA Düsseldorf) S. 12; NW (OStA Mönchengladbach) S. 15; NW (GStA Köln) S. 17; 

RP S. 3; SL S. 3. 
87 SL S. 3. 
88 NW (OStA Düsseldorf) S. 12f.; NW (OStA Mönchengladbach) S. 15; NW (GStA Köln) S. 18. 
89 ST S. 3. 
90 HE S. 4f.; MV S. 3; NW (OStA Kleve) S. 14; NW (OStA Mönchengladbach) S. 15; NW (OStA Duisburg) S. 16; SH S. 2; SL S. 3; 

TH S. 2. 
91 BE S. 3f.; NI S. 11; NW (GStA Köln) S. 18f. 
92 HH S. 6. 
93 BE S. 3f.; HH S. 6; MV S. 3; NI S. 11; NW (OStA Duisburg) S. 16; NW (GStA Köln) S. 18; SH S. 2; SL S. 3; SN S. 4; TH S. 2. 
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von 6,2 Prozent auf 5,0 Prozent.94 In dem Bericht eines weiteren Landes hob eine Staatsanwaltschaft hervor, 
dass im Jahr 2016 jeder sechste Fall zur Anklage gebracht worden sei, in den Jahren 2018 bis 2020 dagegen nur 
noch jeder siebte Fall.95 Vereinzelt berichteten Staatsanwaltschaften demgegenüber von einem „geringen“96, 
„moderaten“97 bis hin zu einem „merklichen“98 Anstieg des Anteils der Anklageerhebungen seit 2017. 
Eine Landesjustizverwaltung merkte zudem an, dass die absolute Zahl der Anklageerhebungen und Strafbe-
fehlsanträge zwar grundsätzlich gestiegen sei, da „inzwischen mehr Sachverhalte unter den Tatbestand der 
Nachstellung subsumiert würden“. Dies lasse die Quote jedoch im Wesentlichen unverändert, da die Zahl der 
Anzeigen einer Nachstellung ebenso zugenommen habe. Bei vielen der angezeigten Sachverhalte seien die „aus 
Sicht der Betroffenen immer noch hohen Anforderungen“ eines beharrlichen Verfolgens oder einer Geeignet-
heit zur schwerwiegenden Beeinträchtigung allerdings von vorneherein nicht erkennbar gewesen. Dies könne 
laut der Landesjustizverwaltung daran liegen, dass sich zwar die Kenntnis der Strafbarkeit von „Stalking“ im-
mer mehr durchsetze, nicht aber die Kenntnis der konkreten Voraussetzungen des § 238 Absatz 1 StGB.99 Auch 
weitere Landesjustizverwaltungen meldeten einen Anstieg an Eingangsverfahren zu § 238 StGB.100 Nach dem 
Bericht einer anderen Landesjustizverwaltung sei die Gesamtzahl an Verfahren zu § 238 StGB dagegen gesun-
ken. Einen möglichen Grund für den Rückgang sah das Land darin, dass Sachverhalte, die dem Tatbestand des 
§ 238 StGB grundsätzlich unterfielen, allein als Verstoß gegen das GewSchG aufgenommen würden, da dieser 
teilweise leichter nachweisbar sei. Die Zahl der Verfahren wegen Verstößen gegen das GewSchG sei im frag-
lichen Zeitraum gestiegen.101 

Hinsichtlich der konkreten Anteile der einzelnen Arten der Verfahrenserledigung zeigen die übermittelten Da-
ten einiger Länder, dass in den letzten Jahren der Großteil der Verfahren zu § 238 StGB gemäß § 170 Absatz 2 
StPO eingestellt worden sei.102 Eine Landesjustizverwaltung gab an, dass für die Jahre 2018 und 2019 der Anteil 
von Einstellungen mangels Anfangsverdachts oder hinreichenden Tatverdachts bei etwa 50 Prozent gelegen 
habe, der Anteil von Einstellungen aus Opportunitätsgründen bei etwa 10 Prozent und der Anteil von Anklage-
erhebungen und Strafbefehlsanträgen bei 5 bis 8 Prozent.103 

Die Stellungnahmen der Landesjustizverwaltungen haben somit das einheitliche Ergebnis, dass in der Gesamt-
schau keine erheblichen Veränderungen der Quoten der Erledigungsarten seit der am 10. März 2017 in Kraft 
getretenen Gesetzesänderung eingetreten seien. So wurden Veränderungen in der Anklagequote oder der Zahl 
der Einstellungen nach § 170 Absatz 2 StPO, soweit diese überhaupt genannt wurden, mehrheitlich als nicht 
signifikant bezeichnet. Der Bericht eines „merklichen“ Anstieges der Anklagequote bleibt ein Einzelfall.104 

Eine deutlichere Veränderung wurde einzig hinsichtlich eines Anstieges der Zahl der Einstellungen nach den 
§§ 153, 153a StPO gemeldet. 
Soweit solche Angaben gemacht wurden, besteht zudem Übereinstimmung darin, dass die Gesamtzahl der im 
Hinblick auf § 238 StGB geführten Verfahren gestiegen sei und die Verteilung der Erledigungsarten so beschaf-
fen sei, dass ein Großteil der Verfahren nach § 170 Absatz 2 StPO eingestellt werde. 

V. Befragung von Verbänden 
Neben den Landesjustizverwaltungen wurden ebenfalls durch Schreiben vom 10. März 2020 mehrere Opfer-
schutzverbände zu den Auswirkungen der Umgestaltung des § 238 Absatz 1 StGB befragt. Die Berücksichti-
gung der Verbandsperspektive auf die Neufassung des Straftatbestandes der Nachstellung und deren praktische 
Auswirkungen dient einem möglichst umfassenden Erkenntnisgewinn über die Folgen der Neuerungen mitsamt 
etwaiger verbleibender oder neu entstandener Rechtsprobleme. Bereits im Verfahren zur Umgestaltung des 
§ 238 Absatz 1 StGB zum 1. März 2017 hatten mehrere Verbände durch ihre Stellungnahmen basierend auf 
langjährigen Erfahrungen in der Beratung und Unterstützung von Nachstellungsopfern in der Praxis einen ent-
scheidenden Beitrag geleistet. 

94 HE S. 4. 
95 NW (OStA Mönchengladbach) S. 15. 
96 NW (GStA Hamm) S. 20. 
97 NW (OStA Krefeld) S. 15. 
98 NW (OStA Düsseldorf) S. 12. 
99 SN S. 4f. 
100 BE S. 3f.; MV S. 3; SL S. 3. 
101 RP S. 3. 
102 BE S. 3f.; HH S. 5; SL S. 3; ST S. 4; TH S. 2. 
103 TH S. 2; ähnl.: HH S. 5. 
104 S. Fn. 98. 
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Bei der Auswahl der für die Evaluierung befragten Verbände wurde das Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) einbezogen. Dabei wurde insbesondere berücksichtigt, welche Verbände 
über Erfahrungen aus der Praxis und somit über Wissen zu etwaigen Rechtsproblemen verfügen. Zudem wurde 
beachtet, welche Verbände sich im Rahmen des Verfahrens zur Reform des § 238 Absatz 1 StGB näher geäußert 
hatten. 
Rückmeldungen wurden durch den Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe – Frauen gegen 
Gewalt e. V. (bff), dem Verein Frauenhauskoordinierung e. V. (FHK), dem Sozialdienst katholischer Frauen 
Radebeul e. V. (SkF Radebeul), dem Verein Weisser Ring e. V. und der Koordinierungs- und Interventionsstelle 
gegen häusliche Gewalt und Stalking Leipzig (KIS) übersandt. In der nachfolgenden Darstellung der Rückmel-
dungen der Verbände finden die Stellungnahmen dieser Verbände allesamt Berücksichtigung. Die Stellungnah-
men basieren jeweils auf Erfahrungen von Nachstellungsopfern, die diese den Verbänden mitgeteilt haben, oder 
auf Erfahrungen, die die Verbände im Rahmen ihrer Unterstützung und Beratung von Nachstellungsopfern 
selbst gesammelt haben. 
Die beiden an die Verbände gerichteten Fragen entsprechen den an die Landesjustizverwaltungen gerichteten 
Fragen 1. und 2. Die Verbände wurden somit gefragt: 
Wurde das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB durch die Umgestaltung von einem 
Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt (Eignungsdelikt) in der Praxis zu erleichtern und so den straf-
rechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen zu verbessern, aus Ihrer Sicht erreicht? 
Bestehen aus Ihrer Sicht trotz der Gesetzesänderung weiterhin Probleme bei der Anwendung des § 238 Absatz 1 
StGB, die den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen erheblich erschweren, und worin bestehen 
diese gegebenenfalls? 
Im Folgenden werden die von den Verbänden übersandten Antworten zusammenfassend dargestellt und ausge-
wertet: 

1. Rückmeldungen zu Frage 1. 
(„Wurde das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB durch 
die Umgestaltung von einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt (Eignungs-
delikt) in der Praxis zu erleichtern und so den strafrechtlichen Schutz der Opfer von 
Nachstellungen zu verbessern, aus Ihrer Sicht erreicht?“) 

Die Rückmeldungen der Verbände zu dieser Frage zeigen ein heterogenes Meinungsbild. Die Mehrheit der 
Verbände hat gemeldet, dass die Neugestaltung des § 238 Absatz 1 StGB grundsätzlich positive Auswirkungen 
nach sich gezogen habe.105 Dabei wurden jedoch auch – bereits in der Antwort auf Frage 1 – verbleibende 
Anwendungsprobleme zu § 238 Absatz 1 StGB genannt.106 Zwei Verbände waren hingegen der Ansicht, dass 
die Neugestaltung des § 238 Absatz 1 StGB kaum zu Verbesserungen in der Anwendung der Norm bzw. im 
Opferschutz geführt habe.107 Im Einzelnen: 
Positiv hervorgehoben wurde durch einen Verband zunächst eine Verbesserung des Opferschutzes durch die 
Umgestaltung des § 238 Absatz 1 StGB in ein Eignungsdelikt, da Opfer nicht mehr darlegen müssten, wie sie 
ihre Lebensgestaltung wegen der Nachstellungen konkret geändert hätten. Stattdessen reiche nun eine Darle-
gung dessen aus, was sie „vernünftigerweise hätten tun können oder müssen, um den Nachstellungen zu entge-
hen, was sie aber mit Rücksicht auf die Kosten, ihre Arbeit oder die Betreuung der Kinder nicht realisieren 
konnten oder nicht wollten, um sich den Drohungen des Täters nicht zu beugen“.108 Dies werde durch die Opfer 
durchweg als Entlastung empfunden. Zudem seien polizeiliche Aktivitäten zur Tataufklärung und die Durch-
führung von Gefährderansprachen gefördert worden.109 

Seitens zweier Verbände wurde ferner die Streichung des § 238 Absatz 1 StGB aus dem Katalog der Privatkla-
gedelikte positiv bewertet.110 Ein Verband führte hierzu aus, dass das Privatklageverfahren opferschädigend 
und kontraproduktiv gewesen sei, da Experten Opfern von Nachstellungsfällen grundsätzlich raten würden, den 
Kontakt zu Tätern radikal abzubrechen.111 

105 Bff S. 2; SkF Radebeul S. 1; Weisser Ring S. 1. 
106 Bff S. 2f. 
107 FHK S. 2; KIS. 
108 Weisser Ring S. 1. 
109 Weisser Ring S. 1. 
110 SkF Radebeul S. 1; Weisser Ring S. 2. 
111 Weisser Ring S. 2. 
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Demgegenüber berichtete ein Verband, dass das Ziel des Gesetzgebers, den strafrechtlichen Schutz der Opfer 
von Nachstellungen zu verbessern, nicht erreicht worden sei, da die Prüfung der Voraussetzungen des § 238 
Absatz 1 StGB nach wie vor anhand objektiver Maßstäbe erfolge und keine subjektive Prüfung stattfinde. Da 
sich die tatbestandliche Handlung zwischen zwei Personen zutrage, solle ein subjektives Maß, welches nur auf 
Opfer und Täter abstelle, angewandt und nicht auf die Allgemeinheit abgestellt werden.112 

Zudem wurde von zwei Verbänden bemängelt, dass es selten zu Anklageerhebungen und Verurteilungen wegen 
§ 238 StGB komme, wobei insoweit auch – nicht näher konkretisierte – regionale Unterschiede bestünden.113 

Stattdessen werde oftmals allein wegen anderer, ebenfalls erfüllter Straftatbestände, wie Verstößen gegen das 
GewSchG, Beleidigung, Nötigung oder Körperverletzungsdelikten, angeklagt und die Strafverfolgung hinsicht-
lich § 238 StGB nach den §§ 154, 154a StPO eingestellt. Dies sei offenbar darin begründet, dass die anderen 
Delikte für Ermittlungsbehörden leichter handhabbar seien.114 Aus demselben Grund würde sich bereits die 
Anzeige vieler „Stalking-Fälle“ auf Delikte wie Sachbeschädigung, Nötigung oder Körperverletzung beschrän-
ken und würden Anzeigen zu § 238 Absatz 1 StGB gar nicht die Staatsanwaltschaften erreichen.115 Dies sei 
unbefriedigend, da so „das besondere Unrecht des Stalkings nicht hinreichend berücksichtigt“ werde.116 

Darüber hinaus berichteten drei Verbände, dass Betroffene von Ermittlungsbehörden oftmals nicht ernst ge-
nommen würden. Sofern eine Nachstellung nicht so massiv sei, dass die Betroffenen ihr Leben tatsächlich ge-
ändert hätten, würden die Ereignisse bagatellisiert.117 Die Ermittlungsbehörden würden damit letztlich die alte
Fassung des § 238 Absatz 1 StGB anwenden und nach wie vor auf eine tatsächliche Änderung der Lebensfüh-
rung abstellen. Dies habe auch die Einstellung zahlreicher Verfahren nach den §§ 153, 153a StPO zur Folge.118 

Aus den Stellungnahmen der Verbände geht insgesamt hervor, dass von vielen zwar (leichte) Verbesserungen 
des Opferschutzes, jedoch von allen auch noch erhebliche Probleme bei der Anwendung der Norm gesehen 
werden. Eine eindeutig positive Bilanz hat einzig ein Verband gezogen.119 Kritik wurde insbesondere wegen 
hoher Einstellungszahlen bei Ermittlungsverfahren zu Nachstellungstaten, welche den nur schwer subsumtions-
fähigen Voraussetzungen des § 238 Absatz 1 StGB geschuldet seien, geübt. 

2. Rückmeldungen zu Frage 2 
(„Bestehen aus Ihrer Sicht trotz der Gesetzesänderung weiterhin Probleme bei der An-
wendung des § 238 Absatz 1 StGB, die den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nach-
stellungen erheblich erschweren, und worin bestehen diese gegebenenfalls?“) 

Die Verbände berichteten einhellig von verbleibenden Problemen in der praktischen Anwendung des § 238 
Absatz 1 StGB.120 Dabei wurden verschiedene Aspekte angesprochen, wie die Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 238 Absatz 1 StGB, die Art der Führung von Ermittlungsverfahren zu Nachstellungsvorwürfen sowie die 
Strafzumessung bei Verurteilungen wegen § 238 Absatz 1 StGB. Im Einzelnen: 
Die Mehrzahl der Verbände sah Verbesserungsbedarf in der Fassung des Tatbestandes des § 238 Absatz 1 
StGB.121 Gerügt wurde unter anderem, dass manche Rechtsbegriffe des Tatbestandes zu unbestimmt seien.122 

Etwa sei unklar, welche Anforderungen an die Voraussetzung der „Beharrlichkeit“ zu stellen seien. Problema-
tisch sei dies insbesondere bei Sachverhalten, in denen es nur wenige Handlungen gebe, die aber bereits für sich 
besonders gravierend seien, wie etwa das Stellen kompromittierender Annoncen, das Hochladen von Fotos in 
sozialen Medien oder das Tätigen von Bestellungen unter dem Namen des Opfers. Ein Verband schlägt daher 
eine Konkretisierung des Tatbestandes in der Weise vor, dass für die Beharrlichkeit im Regelfall mindestens 
fünf Nachstellungshandlungen erforderlich seien.123 Konkretisierungsbedarf wurde zudem hinsichtlich des Be-
griffs der „Nähe“ im Sinne des § 238 Absatz 1 Nummer 1 StGB gesehen.124 

112 KIS. 
113 Bff S. 2f.; FHK S. 2. 
114 Bff S. 3; FHK S. 3. 
115 FHK S. 2. 
116 Bff S. 3. 
117 Bff S. 3; FHK S. 2; SkF Radebeul S. 2. 
118 Bff S. 3. 
119 Weisser Ring S. 1. 
120 Bff S. 3; FHK S. 3; SkF Radebeul S. 1; KIS; Weisser Ring S. 3. 
121 Bff S. 4; FHK S. 3; KIS; Weisser Ring S. 3. 
122 Bff S. 4; FHK 3; Weisser Ring S. 3. 
123 Weisser Ring S. 3. 
124 Bff S. 4. 
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Seitens eines Verbandes wurde auch eine Ergänzung des § 238 Absatz 1 Nummer 3 StGB vorgeschlagen. Wa-
ren und Dienstleistungen würden nicht nur bestellt, sondern auch unzulässig abbestellt. Diese Tathandlung solle 
zu § 238 Absatz 1 Nummer 3 StGB hinzugefügt werden.125 

Angeregt wurde darüber hinaus eine Annäherung des Tatbestandes des § 238 Absatz 1 StGB an den des § 4 
GewSchG. Da jede wiederholte Belästigung das Leben und die Gesundheit des Opfers beeinträchtige, solle die 
Voraussetzung der Eignung zur Beeinflussung der Lebensumstände nach Auffassung eines Verbandes gänzlich 
gestrichen werden. Stattdessen solle allein auf die wiederholte Belästigung des Opfers abgestellt werden.126 

Weitere Probleme wurden im Zusammenhang mit der Verfolgung und Aburteilung von Straftaten nach § 238 
Absatz 1 StGB genannt: 
Die Mehrzahl der Verbände rügte eine zu lange Ermittlungsdauer.127 Während dieser Zeit komme es in der 
Regel zu weiteren Nachstellungsakten, unter anderem da die Täter das Signal erhielten, dass ihr Tun keine 
Konsequenzen erfahre.128 Zwar könnten teilweise auch Vorladungen des Beschuldigten bei Gericht oder der 
Polizei den Täter beeindrucken und eine hemmende Wirkung entfalten, diese halte in der Regel jedoch nur 
kurzzeitig an. Teilweise werde hierdurch sogar eine Eskalation des Verhaltens hervorgerufen, sodass es zu Kör-
perverletzungsdelikten oder Ähnlichem komme.129 

Darüber hinaus wurde mehrheitlich mangelnde Expertise der Ermittlungsbehörden als verbleibendes Problem 
bei der Verfolgung von Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB genannt.130 Insbesondere im Bereich des Cyber-
stalkings, wozu etwa der Einsatz von Spyware oder Drohungen mit der Veröffentlichung intimer Fotos gehöre, 
fehle es an technischer Ausrüstung und Personal mit hinreichendem Knowhow. Auch im Übrigen bedürfe es 
jedoch Fortbildungen der Mitarbeitenden von Ermittlungsbehörden zu den Auswirkungen von Stalking auf Be-
troffene sowie die Gewährleistung fachspezifischer Beratung und Begleitung von Nachstellungsopfern, sodass 
ihnen ermöglicht werde, das Erlebte zu erzählen und die Handlungen einzuordnen.131 Ein Verband führte aus, 
dass Betroffene von Stalking nicht selten keine konkreten tatbestandlichen Handlungen nennen könnten. Es 
müsse Betroffenen daher stets zu einer genauen Dokumentation der Nachstellungshandlungen geraten wer-
den.132 Mittels Schulungen solle darüber hinaus einer Bagatellisierung von Nachstellungshandlungen durch die 
Polizei entgegengewirkt werden.133 

Ein Verband sah im Zusammenhang mit der Ermittlungsarbeit zudem bereits die rein personelle Ausstattung 
der Polizeidienststellen als unzureichend an. Derzeit stünden keine hinreichenden Ressourcen zur Verfügung, 
um zu jeder der häufig vorkommenden Einzeltaten eines Nachstellungstäters ordnungsgemäße und angemes-
sene Ermittlungen zu führen. So werde häufig „nicht einmal versucht, Spuren zu sichern oder auszuwerten.“134 

Ein Verband kritisierte, dass es bei Strafverfahren wegen § 238 Absatz 1 StGB teils zu gemeinsamen Anhörun-
gen von Beschuldigten und Geschädigten komme. Dies sei kontraproduktiv, da die wichtigste Schutzmaßnahme 
für Betroffene gerade sei, den Täter zu ignorieren und jeglichen Kontakt zu unterbinden. Bei einem Aufeinan-
dertreffen wegen eines Gerichtstermins sei „von einer Erhöhung der Gefährdung auszugehen, insbesondere 
dann, wenn sich der/die Täter*in vom Gericht „in seiner Liebe unverstanden“ bzw. „ungerecht behandelt“ 
fühlt.“135 

Um die Möglichkeit Betroffener, sich einer Anklage der Staatsanwaltschaft wegen § 238 StGB als Nebenkläger 
anzuschließen, zu stärken, wurde zudem die Aufnahme des § 238 StGB in den Katalog der in § 397a Absatz 1 
StPO genannten Straftaten vorgeschlagen, bei denen ein Verfahrensbeistand zu bestellen ist. Viele Betroffene 
würden berichten, das Verfahren aufgrund der massiven psychischen Belastung nicht ohne Nebenklagevertre-
tung bewältigen zu können, jedoch die Kosten dafür nicht tragen zu können.136 

125 Bff S. 4. 
126 KIS. 
127 Bff S. 4; FHK S. 3; KIS; SkF Radebeul S. 1. 
128 Bff S. 4; FHK S. 3; SkF Radebeul S. 1. 
129 SkF Radebeul S. 1. 
130 Bff S. 3; FHK S. 3; SkF Radebeul S. 2. 
131 Bff S. 3; FHK S. 3. 
132 Weisser Ring S. 3 mit Hinweis auf die von dem Verband angebotene „NO STALK App“, welche Betroffenen die eigene Sicherung 

von Beweisen erleichtern solle. 
133 SkF Radebeul S. 2. 
134 Bff S. 3. 
135 SkF Radebeul S. 2. 
136 Bff S. 4. 
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Bei einer Verurteilung wegen § 238 Absatz 1 StGB – soweit es angesichts einer hohen Zahl von Verfahrens-
einstellungen überhaupt dazu komme137 – seien des Weiteren nach Angaben der Mehrzahl der Verbände die 
verhängten Strafen regelmäßig zu niedrig.138 Eine Geldstrafe schrecke die wenigsten Täter ab.139 Eine Strafzu-
messung, die im Fall der Verhängung (niedriger) Geldstrafen im unteren Bereich des Strafrahmens verbleibe, 
spiegele zudem nicht die „erlebte Beeinträchtigung der Geschädigten durch das Stalking, verbunden mit vielen 
Belastungen durch Anzeigen bei der Polizei aufgrund vieler Einzeltaten, durch Anträge und Verfahren nach 
dem GewSchG, Aufsuchen von Ärzt*innen, Therapeut*innen, Beratungsstellen und anderen Stellen“ wider.140 

Als eher zielführende Sanktion wurde von zwei Verbänden die Beschlagnahme von „Tatwaffen“ bzw. „Tat-
werkzeugen“, etwa Auto oder Moped, vorgeschlagen.141 Überdies wurde durch die Mehrzahl der Verbände eine 
häufigere Anordnung von Therapie- und Trainingsauflagen angeregt.142 Hierdurch könne das Verhalten der 
Täter nachhaltig verändert und ein präventiver Opferschutz gefördert werden.143 Ein Verband merkte dabei an, 
dass eine freiwillige Teilnahme von Tätern an solchen Therapiemaßnahmen eine Ausnahme sei.144 

Im Zusammenhang mit dem Rechtsfolgenausspruch zu einer Tat nach § 238 Absatz 1 StGB sah ein Verband 
auch ein Problem darin, dass Nachstellungstäter häufig vermindert schuldfähig oder schuldunfähig seien. Be-
troffene seien dann schutzlos gestellt. Nur sehr selten werde von § 63 StGB Gebrauch gemacht, da „die Aus-
wirkungen für die Betroffenen meist nicht als so gravierend angesehen [würden], dass eine Gefährlichkeit 
i. S. d. § 63 StGB angenommen“ werde.145 

Im Übrigen äußerten sich zwei Verbände zu Verfahren nach dem GewSchG.146 Dabei wurde zum einen kriti-
siert, dass angedrohte Ordnungsmaßnahmen bei Verstößen gegen ein Kontakt- und Näherungsverbot nicht oder 
erst spät vollzogen würden.147 Zum anderen äußerte ein Verband, dass Maßnahmen nach dem GewSchG besser 
mit dem Strafrecht synchronisiert werden müssten. Stalking dürfe „nicht erst über den Umweg der Strafbarkeit 
nach § 4 des GewSchG sanktioniert werden.“148 

Die Stellungnahmen der Verbände zeigen, dass von ihnen hinsichtlich des strafrechtlichen Schutzes von Opfern 
von Nachstellungen Verbesserungsbedarf in verschiedenen Bereichen gesehen wird. Zwar wurden hierzu 
durchaus Änderungen des gesetzlichen Tatbestandes der Nachstellung nach § 238 Absatz 1 StGB angeregt. Der 
Schwerpunkt der Kritik des derzeitigen Schutzes von Nachstellungsopfern liegt aber in der praktischen Anwen-
dung des § 238 Absatz 1 StGB. Besonders betont wurde dabei eine häufige Bagatellisierung von Stalking sowie 
ein Mangel an Ressourcen und Knowhow der Ermittlungsbehörden zur Verfolgung von Taten nach § 238 Ab-
satz 1 StGB, insbesondere soweit diese im digitalen Raum erfolgen. Auch der Vorwurf der Verhängung zu 
geringer Strafen nimmt eine zentrale Rolle bei der Kritik der Verbände ein. 

VI. Auswertung der Rückmeldungen und Bewertung der Regelungsvorschläge 
Zunächst erfolgt eine Auswertung der Rückmeldungen, bevor auf einzelne Gesetzgebungsvorschläge eingegan-
gen wird. 

1. Auswertung der Rückmeldungen 
Die Rückmeldungen zeigen, dass die im Jahr 2017 erfolgte Änderung des Tatbestandes des § 238 Absatz 1 
StGB nach Ansicht vieler mit der Praxis von Nachstellungstaten befasster Institutionen gewisse Erleichterungen 
in der Anwendung gebracht hat. Das gesetzgeberische Ziel eines verbesserten Opferschutzes kann damit – unter 
Zugrundelegung der entsprechenden Rückmeldungen – als erreicht bezeichnet werden. Anzuerkennen ist inso-
fern aber auch, dass der Anteil der hierzu befragten Institutionen, die keine Erleichterungen in der Praxis und 
damit keine Verbesserung des Opferschutzes sehen, ähnlich groß ist. 

137 KIS. 
138 Bff S. 4f.; FHK S. 4; SkF Radebeul S. 1. 
139 SkF Radebeul S. 1. 
140 Bff S. 4. 
141 FHK S. 4; SkF Radebeul S.1. 
142 Bff S. 4f.; FHK S. 3f.; SkF Radebeul S. 1. 
143 FHK S. 3f.; SkF Radebeul S. 1. 
144 FHK S. 3. 
145 Bff S. 4. 
146 FHK S. 4; SkF Radebuel S. 2. 
147 SkF Radebuel S. 2. 
148 FHK S. 4. 
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Die Rückmeldungen belegen darüber hinaus jedoch eindeutig, dass – unabhängig von der Frage, ob eine Ver-
besserung des Opferschutzes erreicht wurde – weiterhin erhebliche Probleme bei der praktischen Anwendung 
des § 238 StGB bestehen. Dies zeigt sich nicht nur in den von den Landesjustizverwaltungen und Verbänden 
berichteten Eindrücken, sondern vor allem auch darin, dass es bei den Verfahrenserledigungen im Zusammen-
hang mit § 238 StGB keine signifikanten Veränderungen gibt. Soweit dort überhaupt Veränderungen festgestellt 
werden konnten, bezogen sich diese zumeist auf einen gestiegenen Anteil an Erledigungen aus Opportunitäts-
gründen, also unter Anwendung der §§ 153, 153a StPO. Dieser Anstieg dürfte damit korrespondieren, dass eine 
Verweisung auf den Privatklageweg seit der Gesetzesänderung von 2017 ausgeschlossen ist. 
Nach den Berichten der Landesjustizverwaltungen und Verbände hängen die Anwendungsprobleme in der Pra-
xis zum Teil mit rein tatsächlichen Umständen zusammen. Eine Strafverfolgung wegen Nachstellung erfordert 
aufgrund des besonderen Deliktscharakters den Nachweis einer Vielzahl an Einzelakten. Dabei ist regelmäßig 
eine umfassende Dokumentation durch die Opfer erforderlich. Zwar bieten hierbei moderne technische Hilfs-
mittel, wie etwa die vom Weissen Ring e. V. entwickelte „NO-STALK-APP“, sicherlich eine Hilfestellung, 
dennoch fehlt es in der Praxis oftmals an hinreichend konkreten Angaben und Nachweisen zu den einzelnen 
Akten. Hinzu kommt, dass sich einzelne Handlungen häufig nicht oder nur mit erheblichem Ermittlungsauf-
wand dem Täter zuordnen lassen. Und sehr häufig bestehen die Nachweisprobleme auch deshalb, weil Opfer 
und Täter vor dem angezeigten Geschehen miteinander eine Beziehung geführt hatten und manchmal auch da-
nach wieder führen, was nicht selten eine inkonstante Aussagebereitschaft des Opfers sowie Probleme bei der 
Einordnung des Täterverhaltens als noch oder nicht mehr sozialadäquat zur Folge hat. Diese rein tatsächlichen 
Nachweisprobleme lassen sich durch (weitere) Gesetzesänderungen nicht lösen. 
Ebenfalls nicht oder kaum durch Gesetzesänderungen zu lösen sein dürften die vor allem von den Verbänden 
berichteten Probleme des mitunter wenig sensiblen Umgangs von Ermittlungspersonen mit Opfern vermeintlich 
weniger gravierender Nachstellungshandlungen, der langen Verfahrensdauern und insgesamt geringer Expertise 
zu dieser Thematik bei staatlichen Institutionen. Hier könnten Informations- und Schulungsmaßnahmen für 
Abhilfe sorgen. 
Die rechtlichen Anwendungsprobleme beruhen nach nahezu einhelliger Auffassung der Landesjustizverwaltun-
gen aber auch auf den im Tatbestand verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffen und sind somit grundsätzlich 
einer Behebung durch den Gesetzgeber zugänglich. Dabei bereitet der Begriff „beharrlich“ offenbar die größten 
Probleme. Auch das Erfordernis einer Eignung des Täterverhaltens zur schwerwiegenden Beeinträchtigung der 
Lebensführung des Opfers, das im Rahmen der Gesetzesänderung 2017 das Erfordernis einer tatsächlich einge-
tretenen Beeinträchtigung ersetzt hat, bereitet noch erhebliche Probleme, vor allem, weil kaum konkrete Er-
kenntnisse darüber vorliegen, wann eine solche Eignung anzunehmen ist. Darüber hinaus wurden häufiger auch 
Probleme bei der Auslegung des Begriffs „räumliche Nähe“ in § 238 Absatz 1 Nummer 1 StGB berichtet. 
Soweit die Strafandrohung des Grunddelikts als zu gering, der Qualifikationstatbestand und damit die Möglich-
keiten zur Anordnung von Sicherungshaft nach § 112a StPO als zu eng und die Handlungsmöglichkeiten bei 
schuldunfähigen Tätern als unzureichend wahrgenommen werden, könnte dem grundsätzlich ebenfalls mit ge-
setzgeberischen Maßnahmen begegnet werden. Hiermit stehen auch die von den Verbänden als zu gering be-
klagten tatsächlich verhängten Strafen im Zusammenhang. 
Vor dem Hintergrund dieser nach wie vor als unbefriedigend eingestuften Praxissituation bei Nachstellungsde-
likten stellt sich die Frage, wie weitere Verbesserungen zum Schutz der Opfer erreicht werden können. 

2. Bewertung der in den Rückmeldungen enthaltenen Gesetzgebungsvorschläge 
Die Landesjustizverwaltungen und die Verbände haben Gesetzgebungsvorschläge übermittelt, die nachfolgend 
bewertet werden. 

a) Ersetzung des Begriffs „beharrlich“ durch „wiederholt“ oder „fortgesetzt“ 

Die Gesetzesbegründung zum 40. Strafrechtsänderungsgesetz vom 22. März 2007 (BGBl. I S. 354) gibt Auf-
schluss darüber, warum der Begriff „beharrlich“ seinerzeit gewählt wurde und was hierunter konkret zu verste-
hen sein soll: 
„Der Begriff „beharrlich“ wird auch an anderer Stelle im StGB verwendet (§ 56f Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3; § 67g 
Abs. 1 Nr. 2 und 3; § 70b Abs. 1 Nr. 2 und 3, § 184d) und als wiederholtes Handeln oder andauerndes Verhalten 
interpretiert. Beharrlichkeit ist nicht bereits bei bloßer Wiederholung gegeben. Vielmehr bezeichnet der Begriff 
eine in der Tatbegehung zum Ausdruck kommende besondere Hartnäckigkeit und eine gesteigerte Gleichgül-
tigkeit des Täters gegenüber dem gesetzlichen Verbot, die zugleich die Gefahr weiterer Begehung indiziert. Eine 
wiederholte Begehung ist immer Voraussetzung, aber für sich allein nicht genügend. Erforderlich ist vielmehr, 
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dass aus Missachtung des entgegenstehenden Willens oder aus Gleichgültigkeit gegenüber den Wünschen des 
Opfers mit dem Willen gehandelt wird, sich auch in Zukunft immer wieder entsprechend zu verhalten. Die Be-
harrlichkeit ergibt sich aus einer Gesamtwürdigung der verschiedenen Handlungen. Von Bedeutung ist der 
zeitliche Abstand zwischen den einzelnen Handlungen und deren innerer Zusammenhang.“ 
(Bundestagsdrucksache 16/575, S. 7) 
Die Begründung zeigt, dass der Begriff „beharrlich“ bewusst – auch als einschränkende Alternative zum Begriff 
„wiederholt“ – gewählt wurde. Dass aber die in diesem Begriff angelegte Kombination von objektiven und 
subjektiven Elementen die Praxis vor Anwendungsprobleme stellt, gibt Anlass dazu, die Entscheidung für den 
Begriff „beharrlich“ zu überprüfen. Insbesondere stellt sich die Frage, ob die mit dem Begriff intendierte Be-
schränkung überhaupt erforderlich ist neben dem weiteren Erfordernis, dass das Täterverhalten geeignet sein 
muss, die Lebensführung des Opfers schwerwiegend zu beeinträchtigen. 
Die teilweise angeregte Festlegung der Anzahl einzelner Handlungsakte des Täters zur Konkretisierung der 
Begriffe „beharrlich“ bzw. „wiederholt“ oder „fortgesetzt“ erscheint hingegen angesichts der Vielgestaltigkeit 
der durch den Tatbestand zu erfassenden Verhaltensweisen nicht angezeigt. 

b) Gesetzliche Definition unbestimmter Rechtsbegriffe, insbesondere des Begriffs der „räumlichen 
Nähe“ 

Vorgeschlagen wurde zudem die gesetzliche Definition (einiger) unbestimmter Rechtsbegriffe. So soll etwa der 
Begriff „räumliche Nähe“ in § 238 Absatz 1 Nummer 1 StGB konkreter gefasst werden, wobei eine Orientie-
rung an Beschlüssen nach dem GewSchG erfolgen könnte. 
Der Umstand, dass insbesondere der Begriff der „räumlichen Nähe“ in der Praxis Anwendungsprobleme zu 
verursachen scheint, wirft die Frage auf, wie der Begriff sinnvoll präzisiert werden könnte. 
Eine Orientierung an Beschlüssen nach dem GewSchG erscheint deswegen nicht als sinnvoller Ansatz, da hierin 
regelmäßig umfangreiche Vorgaben gemacht werden, die auf den Einzelfall angepasst sind. Ein derartiges Vor-
gehen verbietet sich aber in einem Gesetz, das eine große Anzahl vielfältiger Sachverhalte erfassen muss. Aus 
diesem Grund verbieten sich auch Ansätze wie eine konkrete Distanzvorgabe (z. B. Annähern auf 30 Meter). 
Eine Präzisierung durch Benennung bestimmter Orte, etwa Aufsuchen der Wohnung oder des Arbeitsplatzes 
der Opfer, erscheint deswegen nicht sinnvoll, weil derartige Orte unzweifelhaft auch vom jetzigen Begriff er-
fasst sein dürften (vgl. Fischer, StGB, 67. Auflage 2020, § 238 Rn 11). 
Insgesamt sind daher keine sinnvollen Regelungsalternativen zum Begriff der „räumlichen Nähe“ ersichtlich. 
Es ist aber zu erwarten, dass die Auslegung des Begriffs mit zunehmendem Umfang der hierzu ergehenden 
Rechtsprechung leichter fallen wird; dies gilt gerade auch vor dem Hintergrund, dass § 238 StGB vergleichs-
weise jung ist und schon von daher bislang kaum obergerichtliche oder höchstrichterliche Rechtsprechung 
hierzu ergehen konnte. Deswegen erscheinen gesetzliche Änderungen an dieser Stelle derzeit nicht angezeigt. 

c) Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffs „Eignung zur schwerwiegenden Beeinträchtigung der 
Lebensgestaltung“ durch Regelbeispiele 

Ein weiterer Vorschlag war, den unbestimmten Rechtsbegriff der „Eignung zur schwerwiegenden Beeinträch-
tigung der Lebensgestaltung“ durch Regelbeispiele näher zu konkretisieren, etwa durch das Erfordernis der 
tateinheitlichen Begehung weiterer Delikte (etwa Körperverletzung, Hausfriedensbruch, Beleidigung) oder die 
Einführung einer zeitlichen Mindestdauer der unbefugten Kontaktaufnahmen. 
Die Einführung einer zeitlichen Mindestdauer erscheint nicht sinnvoll, um den Begriff zu konkretisieren, da 
auch ein sehr intensives Verhalten, das sich auf einen engen Zeitraum beschränkt, vom Grundtatbestand des 
§ 238 Absatz 1 StGB erfasst bleiben sollte. Auch die tateinheitliche Begehung weiterer Delikte sollte nicht zum 
entscheidenden Kriterium erhoben werden, weil etwa vom Vorliegen einer Beleidigung nicht abhängig sein 
sollte, ob eine Nachstellung vorliegt oder nicht. 
Insgesamt beschreibt der Rechtsbegriff „schwerwiegende Beeinträchtigung der Lebensgestaltung“ treffend, wo-
rin der besondere Unrechtsgehalt des Stalkings liegt. Durch die 2017 erfolgte Umwandlung des Merkmals in 
eine lediglich abstrakte Eignung ist die Anwendung – auch nach einem erheblichen Teil der Rückmeldungen 
aus der Praxis – erheblich erleichtert worden. Eine weitergehende Präzisierung des Begriffs würde das Risiko 
mit sich bringen, dass nicht mehr alle Fälle strafwürdigen Sachverhalte erfasst werden. 
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d) Streichung der Voraussetzung der „Eignung zur schwerwiegenden Beeinträchtigung der Lebensge-
staltung“ 

Der aus dem Kreis der Verbände übersandte Vorschlag einer gänzlichen Streichung der Voraussetzung der 
„Eignung zur schwerwiegenden Beeinträchtigung der Lebensgestaltung“, sodass eine wiederholte bzw. beharr-
liche Belästigung des Opfers zur Erfüllung des Tatbestandes ausreichen würde, begegnet ebenfalls Bedenken. 
Bereits die zuvor genannten Gründen gegen eine Konkretisierung des Begriffs sprechen gegen diesen Vor-
schlag. Das Abstellen allein auf eine wiederholte oder beharrliche Belästigung des Opfers würde zudem die 
Grenze zu sozialadäquatem Verhalten verwischen und die Verhältnismäßigkeit der Strafverfolgung in Frage 
stellen. 

e) Erhöhung des Strafrahmens, auch um die Anordnung einer Maßregel nach § 63 StGB zu erleichtern 

Ob eine Erhöhung des Strafrahmens auch mit dem Zweck, die Anordnung von Maßnahmen nach § 63 StGB zu 
erleichtern, insgesamt zur Lösung der berichteten praktischen Probleme beitragen kann, erscheint zweifelhaft. 
Denn Nachweisprobleme etwa werden nicht durch höhere Strafandrohungen gelöst. 
Gegenüber einer allgemeinen Anhebung der Strafandrohung im Grundtatbestand vorzugswürdig erscheint, den 
Qualifikationstatbestand auf bestimmte Fallgruppen zu erweitern, bei denen die Strafandrohung des Grundtat-
bestands nicht ausreicht. Dies hat zudem den Nebeneffekt, dass für diese Fallgruppen dann auch eine Siche-
rungshaft nach § 112a StPO in Betracht gezogen werden könnte. 

f) Regelung eines weitergehenden Qualifikationstatbestandes oder besonders schweren Falls 

Vorgeschlagen wurde, einen weitergehenden Qualifikationstatbestand oder besonders schwere Fälle zu regeln, 
etwa für besonders langwierige Nachstellungen mit regelmäßigen Kontaktaufnahmen, die sich über mindestens 
ein Jahr erstrecken, oder bei Zuwiderhandlungen gegen ein gerichtlich nach dem GewSchG angeordnetes Kon-
takt- oder Annäherungsverbot; damit soll zugleich der Anwendungsbereich der Sicherungshaft erweitert wer-
den.149 

Diesbezüglich ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der Hauptanteil der aus der Praxis berichteten Probleme, 
nämlich die Nachweisprobleme – auch im Zusammenhang mit der Subsumtion unter unbestimmte Rechtsbe-
griffe im Tatbestand – hierdurch keiner Lösung zugeführt würden. 
Die Schaffung einer Regelung innerhalb des Qualifikationstatbestandes, die eine Verknüpfung zu Verstößen 
gegen das GewSchG vorsähe, würde zudem nur solche Opfer schützen, die derart wehrhaft sind, dass sie ein 
gerichtliches Verbot nach dem GewSchG erwirken können. 
Gleichwohl ist mehrfach auch der Ermittlungsaufwand – nicht zuletzt auch im Verhältnis zur niedrigen Straf-
androhung – als Problem erachtet worden, was aber – jedenfalls isoliert betrachtet – nicht als Argument für eine 
Erhöhung des Strafrahmens oder Erweiterung der Qualifikationsregelung taugt. 
Für eine Erweiterung des Qualifikationstatbestandes spricht hingegen, dass von vielen Seiten aus der Praxis ein 
Bedürfnis für höhere Strafandrohungen in bestimmten Fällen berichtet wurde, auch um Maßnahmen nach § 63 
StGB oder § 112a StPO anordnen zu können. Das Höchstmaß der bei Verwirklichung des Grundtatbestandes 
zu verhängenden Strafe liegt bei drei Jahren Freiheitsstrafe und ist damit niedriger als bei anderen Delikten, die 
ebenfalls der mittelschweren Kriminalität zuzuordnen sind, wie etwa der Freiheitsberaubung nach § 239 StGB. 
Die jetzigen Qualifikationstatbestände des § 238 Absatz 2 und 3 StGB setzen den Eintritt des Todes des Opfers 
oder einer Nahbereichsperson bzw. die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung voraus 
und dürften damit in der Praxis, wie auch teilweise berichtet wurde, nur einen sehr geringen Anwendungsbe-
reich haben. Es sind aber weitere Konstellationen denkbar, welche die Anwendung eines gegenüber dem Grund-
tatbestand des § 238 Absatz 1 StGB angehobenen Strafrahmens rechtfertigen können. 

g) Umgestaltung des § 238 StGB dahingehend, dass eine strafbare Handlung bei Missachtung einer 
vorherigen, durch das Opfer zu erwirkenden gerichtlichen Unterlassungsanordnung vorliegt 

Den Verstoß gegen eine zuvor erwirkte Unterlassungsanordnung als Tatbestandsvoraussetzung einzuführen, 
erscheint wenig sinnvoll. Insbesondere wäre ein Unterschied zu § 4 GewSchG nicht erkennbar. 

149 So auch die Prüfbitte der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister am 26./27. November 2020. 
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h) Ergänzung des § 238 Absatz 1 Nummer 3 StGB um die Tathandlung der unzulässigen Abbestellung 
von Waren und Dienstleistungen 

Seitens eines Verbandes wurde zudem die Ergänzung des § 238 Absatz 1 Nummer 3 StGB um die Handlungs-
variante des unzulässigen Abbestellens von Waren und Dienstleistungen vorgeschlagen. Diese Tathandlung 
kann aber bereits unter § 238 Absatz 1 Nummer 5 StGB subsumiert werden, weswegen die vorgeschlagene 
Änderung nicht notwendig erscheint. 

i) Normierung einer Versuchsstrafbarkeit 

Vorgeschlagen wurde auch, eine Versuchsstrafbarkeit für Fälle zu regeln, bei denen das Opfer besonders sen-
sibel ist und der Täter auch hierum weiß, die Beeinträchtigung aber objektiv nicht schwerwiegend ist. 
Dass die fehlende Versuchsstrafbarkeit ein Problem sein könnte, wurde jedoch nur von einer Landesjustizver-
waltung berichtet; im Übrigen scheint ein entsprechendes Regelungserfordernis nicht beobachtet worden zu 
sein. Es empfiehlt sich daher nicht, diesen Vorschlag aufzugreifen. 

j) Aufnahme von § 238 Absatz 1 StGB in den Katalog des § 112a Absatz 1 Satz 1 StPO (Sicherungs-
haft) 

Die Aufnahme des Grundtatbestands des § 238 Absatz 1 StGB in den Katalog des § 112a Absatz 1 Satz 1 StPO 
erscheint u. a. deswegen zweifelhaft, weil schon aufgrund der Strafandrohung Zweifel an der Verhältnismäßig-
keit bestehen würden. 

k) Aufnahme des § 238 Absatz 1StGB in den Katalog der in § 397a Absatz 1 StPO genannten Straftaten 
(Nebenklagebeistand) 

Die von Seiten der Verbände angeregte Aufnahme des § 238 Absatz 1 StGB in den Katalog der in § 397a Ab-
satz 1 StPO genannten Straftaten, bei denen ein Verfahrensbeistand zu bestellen ist, begegnet Bedenken. Denn 
die Privilegierung des § 397a StPO, nach der das Kostenrisiko einer Nebenklagevertretung vom Staat getragen 
wird, wird mit dem besonderen Schutzbedürfnis bestimmter Verletzter begründet. Vor diesem Hintergrund er-
fasst § 397a StPO ausschließlich schwerer wiegende Delikte als den § 238 Absatz 1 StGB. 

VII. Ergebnis und weiteres Vorgehen 
Im Ergebnis sind zwar eine Erleichterung der Anwendung des § 238 StGB und damit auch eine Verbesserung 
des Opferschutzes aufgrund der durch das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes gegen Nachstellungen vom 1.
März 2017 erfolgten Änderungen festzustellen. Nach wie vor bestehen aber erhebliche praktische Probleme bei 
der Bekämpfung von Nachstellungen. Diese sind vielschichtig und zu einem erheblichen Teil allein tatsächli-
cher Natur und daher gesetzgeberisch nicht lösbar, etwa ein häufig zu beobachtendes inkonstantes Kooperati-
ons- bzw. Aussageverhalten von Opfern im Zusammenhang mit Trennungen und anschließenden Versöhnun-
gen. 
Gleichwohl gibt das Ergebnis Anlass zur Prüfung gesetzgeberischer Verbesserungsmöglichkeiten, namentlich 
im Hinblick auf den Begriff „beharrlich“ in § 238 Absatz 1 StGB und auf eine Erweiterung der Qualifikations-
vorschrift des § 238 Absatz 2 StGB. 
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VIII. Anlagenverzeichnis 

1. Schreiben der Landesjustizverwaltung Baden-Württemberg vom 19.05.2020 mit Anlage (BW) 

2. Schreiben der Landesjustizverwaltung Bayern vom 15.09.2020 (BY) 

3. Schreiben der Landesjustizverwaltung Berlin vom 01.09.2020 (BE) 

4. Schreiben der Landesjustizverwaltung Brandenburg vom 27.05.2020 (BB) 

5. Schreiben der Landesjustizverwaltung Hamburg vom 03.09.2020 (HH) 

6. Schreiben der Landesjustizverwaltung Hessen vom 05.06.2020 (HE) 

7. Schreiben der Landesjustizverwaltung Mecklenburg-Vorpommern vom 19.06.2020 (MV) 

8. Schreiben der Landesjustizverwaltung Niedersachsen vom 25.05.2020 (NI) 

9. Schreiben der Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen vom 15.09.2020 (NW) 

10. Schreiben der Landesjustizverwaltung Rheinland-Pfalz vom 25.05.2020 mit Anlage (RP) 

11. Schreiben der Landesjustizverwaltung Saarland vom 14.09.2020 (SL) 

12. Schreiben der Landesjustizverwaltung Sachsen vom 16.06.2020 mit Anlage (SN) 

13. Schreiben der Landesjustizverwaltung Sachsen-Anhalt vom 05.06.2020 (ST) 

14. Schreiben der Landesjustizverwaltung Schleswig-Holstein vom 14.09.2020 (SH) 

15. Schreiben der Landesjustizverwaltung Thüringen vom 20.05.2020 (TH) 

16. Schreiben des Bundesverbandes Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe – Frauen gegen Gewalt e. V. 
vom 15.05.2020 (bff) 

17. Schreiben der Frauenhauskoordinierung e. V. vom 15.05.2020 (FHK) 

18. Schreiben der Koordinierungs- und Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt und Stalking Leipzig vom 
15.05.2020 (KIS) 

19. Schreiben des Sozialdienstes katholischer Frauen Radebeul e. V. vom 13.05.2020 (SkF Radebeul) 

20. Schreiben des Weissen Rings e. V. vom 17.06.2020 (Weisser Ring) 
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Bayerisches Staatsministerium der 
Justiz 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz  80097 München 

Hausanschrift 
Prielmayerstr. 7 
Justizpalast 
80335 München 

Haltestelle 
Karlsplatz (Stachus) 
S-Bahn, U-Bahn 
Trambahn 

Telefon 
(089) 5597-01 
(Vermittlung) 

Telefax 
5597-2322 

E-Mail: 
poststelle@stmj.bayern.de 

Internet: 
http://www.justiz.bayern.de 

Per E-Mail 

Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz 
10117 Berlin 

nachrichtlich: 

Landesjustizverwaltungen 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 
Bitte bei Antwort angeben 
Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom Datum 

II A 2 zu 4000/72 - 1 - 25 
80/2020, 
10.3.2020 und 18.5.2020 

E1 - 4000 - II - 3240/2020 15. September 2020 

Neufassung des § 238 StGB durch Gesetz zur Verbesserung des Schutzes 
gegen Nachstellungen vom 1. März 2017 (BGBl. I S. 386) 
Evaluierung der Gesetzesänderung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ihrer mit vorgenanntem Schreiben geäußerten Bitte um Mitwirkung an der Evaluie-

rung der Änderung des Straftatbestandes der Nachstellung (§ 238 StGB) durch 

die Reform von 2017 bin ich gerne nachgekommen. Ich habe hierzu die hiesige 

staatsanwaltschaftliche und strafgerichtliche Praxis beteiligt. Auf dieser Grundlage 

können die Fragen wie folgt beantwortet werden: 

1. Wurde das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB 

durch die Umgestaltung von einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsde-

likt (Eignungsdelikt) zu erleichtern und so den strafrechtlichen Schutz der 

Opfer von Nachstellungen zu verbessern, aus Sicht der staatsanwaltschaftli-

chen und strafgerichtlichen Praxis erreicht? 

Sachbearbeiter 
Herr Reinhard 

Telefon 
(089) 5597-2583 

Telefax 
(089) 5597-3569 

E-Mail 
Martin.Reinhard@stmj.bayern.de 

Drucksache 19/26515Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

 
 

    

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 
 

 
 

 

 

 
   

 

 

 

 

 

– 27 –

 -



- 2

Sowohl die staatsanwaltschaftliche als auch die strafgerichtliche Praxis haben 

sich deutlich überwiegend dahingehend geäußert, dass durch die gesetzlichen 

Änderungen von 2017 das Ziel eines verbesserten Schutzes vor Nachstellun-

gen erreicht werden konnte. Insgesamt ist allerdings eine nicht unerhebliche 

Bandbreite in der Bewertung vorzufinden. Während einige Stellungnahmen 

der Reform attestieren, sie habe den strafrechtlichen Schutz "erheblich ver-

bessert", sehen vereinzelt gebliebene Stimmen das gesetzgeberische Ziel als 

"nicht erreicht" an oder können "keine grundlegende Auswirkung in der prakti-

schen Anwendung" erkennen. Aus dem Bereich der strafgerichtlichen Praxis 

wurde im Übrigen einschränkend erwähnt, dass die relativ geringe Zahl wegen 

Nachstellung geführter Strafverfahren eine Bewertung und Einordnung er-

schwere. 

Mehrheitlich wurde in den Stellungnahmen positiv hervorgehoben, dass der 

Tatbestand des § 238 StGB durch die Umgestaltung in ein Gefährdungsdelikt 

nun bereits in einem früheren Stadium ansetze. Dies verbessere zum einen 

den Opferschutz, da vor einer strafrechtlichen Intervention nicht mehr abge-

wartet werden müsse, bis tatsächlich eine oftmals nachhaltig wirkende Beein-

trächtigung der Lebensgestaltung des Opfers eingetreten sei. Zudem erleich-

tere es die Beweisführung, da nicht mehr konkret nachvollzogen werden 

müsse, inwieweit sich die Lebensgestaltung des Opfers tatsächlich verändert 

habe und inwieweit dies auf das Handeln des Täters zurückzuführen sei. Zu-

dem würde dadurch der Maßstab der Änderung der Lebensgestaltung als 

Folge der Tathandlungen objektiviert, wodurch nicht zuletzt auch die Rechtssi-

cherheit durch größere Berechenbarkeit und Vorhersehbarkeit der Anwen-

dung der Vorschrift erhöht würde. So könnten übertriebene Reaktionen eines 

Opfers auf Kontaktversuche bereits auf der Ebene des objektiven Tatbestan-

des ausgeschieden werden. 

2. Bestehen aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und strafgerichtlichen Praxis 

trotz der Gesetzesänderung weiterhin Probleme bei der Anwendung des 

§ 238 Absatz 1 StGB, die den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstel-

lungen erheblich erschweren, und worin bestehen diese gegebenenfalls? 

Die Berichte der Praxis belegen insoweit, dass die Verfolgung und Verurtei-

lung von Straftaten der Nachstellung auch nach der Reform von 2017 weiter-

hin mit vielfältigen Herausforderungen verbunden ist. 
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a) Schwierigkeiten bereitet zunächst die Vielzahl unbestimmter Begriffe im 

Tatbestand, wie "geeignet", "schwerwiegend", "beharrlich", "Nähe". Insbe-

sondere die Bestimmung der Eignung der Tat zur schwerwiegenden Beein-

trächtigung der Lebensgestaltung wird mehrheitlich als problematisch ge-

nannt. Dabei lässt sich feststellen, dass die Auffassungen - gerade auch 

der gerichtlichen Praxis  über die Konkretisierung dieser Voraussetzung 

nicht immer einheitlich sind und die Rechtsanwendung hier jedenfalls mit 

erheblichen Wertungsunsicherheiten einhergeht. Beispielsweise führt der 

Präsident eines Landgerichts hierzu wie folgt aus: 

"Nach der bisherigen Rechtsprechung ist die Schwelle zur „schwer-
wiegenden“ Beeinträchtigung ohnehin nicht allzu hoch angesetzt. 
Es soll eine unzumutbare, über das übliche Maß hinausgehende, 
von der betroffenen Person zu Recht als aufgezwungen empfunde-
nen negative Veränderung ausreichen, die über die normalen Be-
helligungen, welche als Folge belästigenden Verhaltens auftreten 
können, hinausgehen (Fischer, Kommentar zum StGB, 67. Aufl., 
§ 238, Rdnr. 23 m.w.N). Dies umfasst nach hiesiger Ansicht die 
strafwürdigen Sachverhalte der Nachstellung ausreichend, zumal 
auch eine Kumulation von an sich nicht strafwürdigen Einzelsach-
verhalten zur Anwendung des § 238 Abs. 1 StGB führen kann." 

Demgegenüber hat sich der Präsident eines Amtsgerichts wie folgt geäu-

ßert: 

"Teilweise bejaht die Rechtsprechung  auch je nach psychischer 
Widerstandsfähigkeit des Tatopfers  die Geeignetheit zu einer 
„schwerwiegenden“ Beeinträchtigung der Lebensgestaltung erst 
dann, wenn eine solche eingetreten ist. Letztlich ist es damit der 
Rechtsprechung überlassen, den Tatbestand zu konkretisieren, wo-
bei eine weniger restriktive Linie zu begrüßen wäre." 

b) Im Vordergrund stehen aber vor allem tatsächliche Probleme bei der Er-

mittlung, Beweisführung und Sanktionierung. Diese Probleme sind zum ei-

nen allgemeiner Natur, wie z.B. das Gebrauchmachen von Zeugnisverwei-

gerungsrechten nach polizeilicher Zeugenvernehmung oder die Schwierig-

keit des Nachweises von "spurenlosen" Kontaktaufnahmen bei Aussage-

gegen-Aussage-Konstellationen. 

Zum anderen werden vielfach Schwierigkeiten bei der Nachweisbarkeit 

bzw. Dokumentation der einzelnen Nachstellungshandlungen und der 

Nachweisbarkeit des Tatbestandsmerkmals der schwerwiegenden 
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Beeinträchtigung der Lebensgestaltung geschildert. Beispielhaft hierfür 

steht folgende Stellungnahme eines Leitenden Oberstaatsanwalts: 

"Allerdings sind die Opfer meist weiterhin nicht in der Lage, einzelne 
Taten mit konkreten Daten und Handlungen oder Verhaltensweisen 
zu benennen. Auch aufgrund des Zeitablaufs bis zur Anzeigeerstat-
tung können oftmals nur pauschale Angaben gemacht werden. Auf 
dieser Grundlagen kann in vielen Verfahren nicht geprüft werden, 
ob schon die Schwelle der Geeignetheit zur schwerwiegenden Be-
einträchtigung der Lebensgestaltung überschritten ist, weshalb viele 
Verfahren aus tatsächlichen Gründen einzustellen sind." 

Auch von gerichtlicher Seite wird diese Problematik häufig erwähnt. So 

führt etwa die Präsidentin eines Amtsgerichts wie folgt aus: 

"Es zeigt sich, dass sich die Opfer in vielen Fällen erst nach einer 
teilweise nicht unerheblichen Zeitspanne von einigen Monaten, 
manchmal sogar Jahren, zur Anzeige entschließen. Oftmals können 
dann aber Nachstellungshandlungen aus der Vergangenheit nur ru-
dimentär bzw. zu ungenau angegeben werden. Sprachnachrichten, 
SMS, E-Mails etc. wurden häufig gelöscht und stehen daher als Be-
weismittel nicht mehr zur Verfügung. Die Anzeigen beruhen im Übri-
gen häufig auf einer neuerlichen Kontaktaufnahme, die das Fass 
sprichwörtlich zum Überlaufen brachte. Das Tatbestandsmerkmal 
der Beharrlichkeit ist in derartigen Fällen dann nur schwer nach-
weisbar, so dass es in der Regel schon nicht zu einer Anklage 
kommt." 

In diesem Zusammenhang hat ein Leitender Oberstaatsanwalt auch auf die 

vom WEISSEN RING entwickelte, in der Praxis aber noch wenig bekannte 

App "no stalk" zur Vereinfachung der Dokumentation der Nachstellungs-

handlungen hingewiesen. 

Probleme werden zudem in Fällen berichtet, in denen die Beteiligten ge-

meinsame Kinder haben und folglich eine Abgrenzung vorzunehmen ist, in-

wieweit die Nachstellungshandlung mit der Wahrnehmung berechtigter In-

teressen einhergeht. Auch Fälle, in denen die von Nachstellung betroffe-

nen Geschädigten gegenüber dem Täter ein ambivalentes Verhalten zei-

gen, erweisen sich ausweislich der Berichte häufig als problematisch. 

c) In den Stellungnahmen der Praxis wird vielfach auch hervorgehoben, dass 

trotz des tatbestandlichen Verzichts auf den Eintritt einer schwerwiegenden 

Beeinträchtigung der Lebensgestaltung beim Tatopfer weiterhin 
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umfassende Ermittlungen zu den Lebensumständen des Tatopfers und zu 

den Umständen der einzelnen Nachstellungshandlungen erforderlich sein 

könnten, ggf. auch unter Einholung aufwändiger Gutachten, was einer Ver-

einfachung und damit auch einer Verbesserung des Opferschutzes in der 

Praxis entgegenstehe. So führt ein Leitender Oberstaatsanwalt hierzu wie 

folgt aus: 

"Auch nach der Gesetzesänderung wird in den Nachstellungsfällen 
regelmäßig ermittelt, ob tatsächlich entsprechende Schäden beim 
Opfer eingetreten sind, da so eine potentielle Gefährdung mit hinrei-
chender Verurteilungswahrscheinlichkeit unproblematisch nachge-
wiesen werden kann. Soweit demgegenüber keine (schwerwiegen-
den) Schäden eingetreten sind, bedarf die Frage, ob die konkrete 
Tathandlung geeignet ist, entsprechende Schäden beim Opfer her-
beizuführen, einer umfassenden Gesamtabwägung aller Umstände 
der Tat und der Persönlichkeit des Opfers. (…) Zur Führung des 
Tatnachweises in diesen Fällen ist eine ganze Reihe an Einzelum-
ständen zu ermitteln (beispielsweise jede einzelne Tathandlung, die 
Intensität der Tathandlung, das Verhältnis des Täters zum Opfer, 
die Häufigkeit der Tathandlungen, die konkrete Situation des Opfers 
usw.). Dies wiederum hat zur Folge, dass die Anwendung des 
§ 238 Abs. 1 StGB hierdurch nicht erleichtert, sondern eher er-
schwert wird." 

In Kombination mit den vielfältigen Schwierigkeiten der Beweisführung in 

Fällen der Nachstellung führt dies letztlich dazu, dass die Praxis vielfach 

auf leichter nachweisbare Tatbestände (z.B. Verstoß gegen das Gewalt-

schutzgesetz) ausweicht. 

d) Im Übrigen hat die Praxis darauf hingewiesen, dass die in § 238 Absatz 2 

und 3 StGB enthaltenen Qualifikationen "so gut wie nie" zur Anwendung 

kämen. Damit könne auch die in § 112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StPO 

vorgesehene Möglichkeit der Anordnung von Sicherungshaft in Fällen der 

Nachstellung nicht zur Anwendung kommen. Ein effektiver Schutz der Op-

fer vor besonders hartnäckigen Tätern oder schwerwiegenden Nachstellun-

gen könne daher mit strafverfahrensrechtlichen Mitteln nicht erreicht wer-

den. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es aus unserer Sicht geboten, eine Um-

gestaltung jedenfalls der Regelung in § 238 Absatz 2 StGB in den Blick zu 

nehmen, um deren Anwendungsbereich und in der Konsequenz auch den 

der Sicherungshaft zu erweitern. Bayern wird hierzu für die kommende 
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Justizministerkonferenz einen möglichen Regelungsvorschlag unterbreiten 

und die Thematik weiter vertiefen. 

3. Verfahrenserledigung bei den Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach 

§ 238 Absatz 1 StGB: 

a) Können Aussagen über die Art der Verfahrenserledigung bei den Staatsan-

waltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB für die ver-

gangenen Jahre (insbesondere 2018 und 2019) getroffen werden? 

b) Wenn ja: Hat sich die Quote von Anklageerhebungen, Einstellungen nach 

§ 170 Absatz 2 StPO und §§ 153, 153a StPO nach der am 10. März 2017 

in Kraft getretenen Gesetzesänderung im Vergleich zur vorherigen Praxis 

erheblich verändert? 

Auf der Basis der Auswertung der web.sta-Datenbank stellt sich die Verfah-

renserledigung bei den Staatsanwaltschaften wie folgt dar: 

Anzumerken ist hierzu noch zweierlei: Die Gesamtzahl der Erledigungen kann 

nicht mit den einzelnen Verfahrensabschlüssen ins Verhältnis gesetzt werden, 

da v.a. bei UJs-Verfahren als Abschlussart nur "erledigt" hinterlegt wird, was 

aber bei den in der Tabelle aufgegliederten Abschlussarten nicht berücksich-

tigt wurde. 

Jahr 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Gesamtzahl der Er-

ledigungen 

102 146 1.503 1.430 1.572 1.684 1.750 

§ 170 Abs. 2 StPO 

(inkl. § 20 StGB) 

29 45 713 682 696 951 932 

§ 153 StPO 0 0 29 27 53 143 94 

§ 153a StPO 0 3 22 15 28 46 34 

§ 154 StPO 8 21 49 59 74 95 215 

§ 154a StPO 0 0 0 0 0 0 0 

§§ 374, 376 StPO 0 6 138 134 113 19 22 

Anklage/Strafbefehl 58 57 84 58 79 121 221 
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Zum anderen scheinen - zumindest auf den ersten Blick - die Verweisungen 

auf den Privatklageweg in den Jahren 2018 und 2019 mit der neuen Geset-

zeslage nicht in Einklang zu stehen. Dies dürfte aber darauf zurückzuführen 

sein, dass im Rahmen derselben prozessualen Tat neben dem Tatbestand 

des § 238 StGB mitunter weitere Delikte verwirklicht werden, die im Katalog 

des § 374 Absatz 1 StPO enthalten sind (z.B. §§ 123, 185 ff., 241 StGB). 

Kann der Tatbestand des § 238 StGB im Einzelfall nicht nachgewiesen wer-

den, kommt daher in diesen Fällen weiterhin eine Verweisung auf den Privat-

klageweg in Betracht. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Reinhard 

Ministerialrat 
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Fre ie und Hansestadt  Hamburg 
Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 

Behörde f. Justiz u. Verbraucherschutz, Postfach 302822, 20310 Hamburg 

Betreff: Neufassung des § 238 StGB durch das Gesetz zur Verbesserung des 

Schutzes gegen Nachstellungen; hier: Länderbeteiligung zur Evaluierung 

Bezug: Dortige Schreiben vom 10. März und 18. Mai 2020  Az.: 4000/72-1-2580/2020 

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz beantwortet nach Beteiligung der hiesigen 
Praxis die mit dortigem Schreiben vom 10. März 2020 aufgeworfenen Fragen wie folgt: 

Frage 1: 
Wurde das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB durch die 
Umgestaltung von einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt (Eignungsdelikt) zu 
erleichtern und so den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen zu verbessern, 
aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und strafgerichtlichen Praxis erreicht? 

Frage 2: 
Bestehen aus Sicht der staatsanwaltschaftlichen und strafgerichtlichen Praxis trotz der 
Gesetzesänderung weiterhin Probleme bei der Anwendung des § 238 Absatz 1 StGB, die 
den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen erheblich erschweren, und worin 
bestehen diese gegebenenfalls? 

per E-Mail: 
Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz 

Referat II A 2 

nachrichtlich: 
übrige Landesjustizverwaltungen 

Amt für Justizvollzug und Recht 
Abteilung Strafrecht, J24 
Drehbahn 36 
20354 Hamburg 
Telefon +49 40 428 43-1218 
Telefax +49 40 4279-43153 

Ansprechpartner Herr Marcus Rogge 
Zimmer LuV 4.05 
E-Mail marcus.rogge@justiz.hamburg.de 

Az. 4047/19 

3. September 2020 
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Zu diesen Fragen hat die Staatsanwaltschaft Hamburg wie folgt Stellung genommen: 

Die Neufassung als Eignungsdelikt erweitert den Tatbestand des § 238 Abs. 1 
StGB. Es dürfte derzeit mit Blick auf den unbestimmten 
einen noch an einer gesicherten, den Anwendungsbereich der Norm ausweitenden 
Spruchpraxis der Gerichte fehlen. Zum anderen sind keine signifikanten 
Auswirkungen der Novelle auf die hiesigen Verfahrensabschlüsse durch 
Anklageerhebungen bzw. Strafbefehlsanträge erkennbar (vgl. 3.); es bedarf zur 
Beantwortung der Frage einer ggf. erleichterten Anwendung des § 238 Abs. 1 StGB 
daher der genaueren Aktenanalyse und der Interviews von Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten sowie Richterinnen und Richtern, die in der zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht leistbar sind. Ob gar ein verbesserter Opferschutz erreicht 
worden ist, erfordert nach hiesiger Auffassung empirisch-kriminologische Forschung 
unter Einbeziehung von Hell- und Dunkelfelduntersuchungen.

Frage 3: 
Verfahrenserledigung bei den Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 
Absatz 1 StGB: 
a) Können Aussagen über die Art der Verfahrenserledigung bei den Staatsanwaltschaften 
bezüglich Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB für die vergangenen Jahre (insbesondere 
2018 und 2019) getroffen werden? 

Die Auswertung der im Vorgangsverwaltungs- und Vorgangsbearbeitungssystems MESTA 
der Staatsanwaltschaft erfassten Verfahren hat zu folgendem Ergebnis geführt1:  

2017 (nach der Gesetzesänderung) 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(o. VH2) 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(VH) 

§§ 376 
ff. 
StPO 

§ 153 
Abs. 1 
StPO / 
§ 45 
JGG 

§ 153a 
Abs. 1 
StPO 

Anklage SV3 SB4 

(o. FS) 
Offen Sonstige Gesamt 

249 
53,3% 

21 
4,5% 

145 

3,0% 
41 

8,8% 
5 

1,1% 
19 

4,1% 
0 

0,0% 
26 

5,6% 
3 

0,6% 
89 

19,1% 
467 

1 Anmerkung der Staatsanwaltschaft: Die Auswertung erfolgte auf Grundlage der Datenerhebung vom 20. März 
2020. Es kann keine Aussage darüber getroffen werden, ob die Auflistung abschließend ist, da in der MESTA-
Maske lediglich der führende Tatvorwurf sichtbar ist und die Nachstellung als mögliches Nebendelikt nicht zwingend 
angezeigt werden würde. Die Verfahren wurden auch nicht dahingehend überprüft, ob die Daten in MESTA richtig 
erfasst sind.  
2 . 

.
.

5 Anmerkung der Staatsanwaltschaft: Dieses Auswertungsergebnis könnte den Hintergrund haben, dass das 
Verfahren mehrere Tatvorwürfe enthielt, das Nachstellungsdelikt mangels hinreichenden Tatverdachts gemäß 
§ 170 Abs. 2 StPO einzustellen war und der Anzeigeerstatter im Übrigen auf den Privatklagedelikt verwiesen wurde. 
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2018 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(o. VH.) 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(VH) 

§§ 376 
ff. 
StPO 

§ 153 
Abs. 1 
StPO / 
§ 45 
JGG 

§ 153a 
Abs. 1 
StPO 

Anklage SV SB 
(o. FS) 

Offen Sonstige Gesamt 

283 
47,8% 

12 
2,0% 

11 
1,9% 

52 
8,8% 

6 
1,0% 

29 
4,9% 

0 
0,0% 

24 
4,1% 

12 
2,0% 

163 
27,5% 

592 

2019 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(o. VH.) 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(VH) 

§§ 376 
ff. 
StPO 

§ 153 
Abs. 1 
StPO / 
§ 45 
JGG 

§ 153a 
Abs. 1 
StPO 

Anklage SV SB 
(o. FS) 

Offen Sonstige Gesamt 

232 
38,0% 

23 
3,8% 

12 
2,0% 

56 
9,2% 

7 
1,1% 

8 
1,3% 

1 
0,2% 

17 
2,8% 

115 
18,9% 

139 
22,8% 

610 

2020 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(o. VH.) 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(VH) 

§§ 376 
ff. 
StPO 

§ 153 
Abs. 1 
StPO / 
§ 45 
JGG 

§ 153a 
Abs. 1 
StPO 

Anklage SV SB 
(o. 
FS) 

Offen Sonstige Gesamt 

16 
11,2% 

5 
3,5% 

2 
1,4% 

2 
1,4% 

2 
1,4% 

1 
0,7% 

0 
0,0% 

0 
0,0% 

94 
65,7% 

21 
14,7% 

143 
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Frage 3: 
b) Wenn ja: Hat sich die Quote von Anklageerhebungen, Einstellungen nach § 170 Absatz 2 
StPO und §§ 153, 153a StPO nach der am 10. März 2017 in Kraft getretenen 
Gesetzesänderung im Vergleich zur vorherigen Praxis erheblich verändert? 

Für die Ermittlung der Quote wurden von der Staatsanwaltschaft zunächst die Verfahren der 
Vorjahre 2014 bis 2017 nach vorangegangenen Muster mit folgendem Ergebnis ausgewertet: 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(o. VH.) 

§ 170 
Abs. 2 
StPO 
(VH) 

§§ 376 
ff. StPO 

§ 153 
Abs. 1 
StPO / 
§ 45 
JGG 

§ 153a 
Abs. 1 
StPO 

Anklage SV SB 
(o. FS) 

Offen Sonstige Gesamt 

2014 376 
50,8 % 

12 
1,6 % 

136 
18,4 % 

35 
4,7 % 

16 
2,2 % 

39 
5,3 % 

0 
0,0 % 

23 
3,1 % 

0 
0,0 % 

103 
13,9 % 

740 

2015 390 
58,0 % 

15 
2,2 % 

81 
12,1 % 

36 
5,4 % 

6 
0,9 % 

20 
3,0 % 

2 
0,3 % 

18 
2,7 % 

1 
0,1 % 

103 
15,3 % 

672 

2016 342 
59,7 % 

6 
1,0 % 

52 
9,1 % 

36 
6,3 % 

2 
0,3 % 

16 
2,8 % 

1 
0,2 % 

18 
3,1 % 

0 
0,0 % 

100 
17,5 % 

573 

2017 
v. 
GÄ6 

72 
57,6 % 

2 
1,6 % 

17 
13,6 % 

2 
1,6 % 

1 
0,8 % 

4 
3,2 % 

0 
0,0 % 

6 
4,8 % 

0 
0,0 % 

21 
16,8 % 

125 

6 Abkürzung für Gesetzesänderung. 
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Anschließend wurden die maßgeblichen Verfahrensabschlüsse in absoluten Zahlen von der 
Staatsanwaltschaft wie folgt zusammengefasst: 

2014 2015 2016 2017 v. GÄ 2017 n. GÄ 2018 2019 2020 

Abgeschl. 
Verfahren 
gesamt7 

740 672 573 125 464 580 495 49 

Anklage / 
Strafbefehl 

62 40 34 10 45 53 26 1 

§ 170 Abs. 
2 StPO 

524 486 400 91 284 306 267 23 

§§ 153 Abs. 1, 
153a Abs. 1 
StPO 

51 42 38 3 46 58 63 4 

Dadurch konnten die folgenden Quoten berechnet werden8: 

2014 2015 2016 2017 v. GÄ 2017 n. GÄ 2018 2019 2020 

Anklage / 
Strafbefehl 

8,3 5,9 5,9 8 9,7 9,1 5,3 2 

§ 170 Abs. 
2 StPO 

70,8 72,3 69,8 72,8 61,2 52,6 53,9 46,9 

§§ 153 Abs. 1, 
153a Abs. 1 
StPO 

6,9 6,3 6,6 2,4 9,9 10 12,7 8,2 

7 Anmerkung der Staatsanwaltschaft: Alle Verfahren ohne Verfahrensabschlüsse wurden aus der Statistik entfernt. 
8 Anmerkung der Staatsanwaltschaft: Formel: Quote = Teilmenge / Gesamtmenge * 100 Prozent. 
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Abschließend bewertet die Staatsanwaltschaft das Ergebnis dieser Quoten wie folgt: 

In der hiesigen Praxis hatte die Gesetzesänderung jedenfalls keine erkennbaren 
Auswirkungen auf Verfahrensabschlüsse durch Anklageerhebungen bzw. 
Strafbefehlsanträge. Die Quoten zwischen 2 und 9,7 verteilen sich unregelmäßig auf 
die ausgewerteten Jahre. Dagegen wird sichtbar, dass die Einstellungen gemäß § 170 
Abs. 2 StPO erheblich abgenommen haben, wohingegen Einstellungen aus 
Opportunitätsgründen analog angestiegen sind. Welche Gründe dahinterstehen, lässt 
sich ohne Aktenstudium nicht feststellen.

Im Auftrag 

Rogge 
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Neufassung des § 238 StGB durch Gesetz zur Verbesserung des Schutzes gegen 
Nachstellungen vom 01. März 2017 (BGBl. I S. 386), in Kraft getreten am 10. März 
2017 
Evaluierung der Gesetzesänderung - Länderbeteiligung 

Ihr Schreiben vom 10. März 2020 (II A 2  zu 4000/72  1  25 80/2020) 

Auf das dortige Schreiben vom 10.03.2020 habe ich die hiesige staatsanwaltliche und 

strafgerichtliche Praxis beteiligt und die Ergebnisse der Befragung zusammengeführt, 

die sich wie folgt zusammenfassen lassen: 

1. Zu Frage 1: 

Signifikante Änderungen in der Verfolgungs- und Entscheidungspraxis haben sich seit 

Inkrafttreten der Gesetzesänderungen am 10.03.2017 nicht ergeben; die Vorschrift des 

§ 238 StGB spielt in großen Teilen der hiesigen Praxis eine vergleichsweise unterge-

ordnete Rolle. 
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Der Generalstaatsanwalt in Braunschweig führt dazu u. a. aus, die angezeigten und von 

den örtlichen Polizeibehörden als Nachstellung erfassten Verhaltensweisen seien häu-

fig beispielsweise nicht dazu geeignet, die Lebensführung der oder des Verletzten 

schwerwiegend zu beeinträchtigen. Auch eine potentielle Gefährdung sei oft nicht ge-

geben. Demgegenüber sei die Verfolgung der häufig verwirklichten und beweisbaren 

Delikte wie Beleidigung, Bedrohung oder Nötigung in den meisten Fällen wesentlich 

effektiver. Die Tatbestandsvoraussetzungen der zuvor genannten Delikte liegen häu-

figer vor und seien einfacher zu beweisen als die der Nachstellung. Eine Anklageer-

hebung insoweit setze voraus, dass zu erwarten sei, dass über das gesamte über einen 

längeren Zeitraum begangene und sich steigernde Tatgeschehen Beweis erhoben wer-

de und geeignete Feststellungen getroffen werden können. Letztlich weiche die Strafe, 

auf die wegen einer einzelnen Nachstellung zu erkennen wäre, auch nicht beträchtlich 

von der ab, die regelmäßig wegen Beleidigung, Bedrohung oder ähnlichen Delikten 

verhängt werde. Hinzu komme, dass erst bei wirklich hartnäckigen Verhalten § 238 

StGB überhaupt relevant werde, dann aber 

 vorliege, sondern meist schon eine tatsächliche Beeinträchtigung der Lebens-

führung, die auch vor der Gesetzesänderung die Strafbarkeit begründet habe. 

In diesem Sinne äußert sich auch der Generalstaatsanwalt in Oldenburg, der darauf 

hinweist, dass die Umstellung von einem Erfolgs- auf ein Gefährdungsdelikt nicht zu 

einer wesentlich besseren Verfolgbarkeit geführt hat, weil nach wie vor hohe Anforde-

rungen an die Feststellung der Kausalität zwischen Taten und Beeinträchtigungen ge-

stellt werden (müssen). Nicht jedes sozial unerwünschte Verhalten sei zugleich mit den 

Mitteln des Strafrechts zu verfolgen, wenn der Eingriff staatlichen Handelns in soziale 

Kontakte weiter als ultima ratio angesehen werden solle. Gleichwohl sei der Versuch, 

die Strafwürdigkeit von sozial unerträglichem Verhalten vom Verhalten des Opfers ab-

zukoppeln, begrüßenswert. 

Soweit Erfahrungswerte vorhanden sind, ist die Umgestaltung des § 238 Abs. 1 StGB 

von einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt von der hiesigen Praxis im 

Übrigen grundsätzlich weitgehend befürwortet worden. 
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Nach den Ausführungen des Präsidenten des Landgerichts Oldenburg ist im dortigen 

Bezirk eine erhebliche Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes der Opfer von 

Nachstellungen zu beobachten. Die Präsidentin des Landgerichts Aurich hat ferner dar-

gelegt, eine Beweisführung sei merklich erleichtert worden, wenngleich im dortigen Be-

zirk zumeist Fälle angezeigt würden, bei denen die tatsächliche Gefährdung sich bereits 

realisiert habe. 

Erleichterungen in der praktischen Handhabung bestätigt auch der Generalstaatsanwalt 

in Celle: 

gesamt das gesetzgeberische Ziel, die Anwendung des § 238 Abs. 1 StGB durch 

die Umgestaltung von einem Erfolgs- in ein potentielles Gefährdungsdelikt zu er-

leichtern und den strafrechtlichen Schutz der Opfer von Nachstellungen zu ver-

bessern, erreicht worden. 

Begründet wird dies etwa seitens der Leitenden Oberstaatsanwälte in Bückeburg, 

Lüneburg und Stade damit, dass die Umgestaltung des § 238 StGB in ein poten-

tielles Gefährdungsdelikt, den Anwendungsbereich auch auf die Opfer erweitert 

habe, die infolge der Handlungen des Täters ihre Lebensgestaltung noch nicht tat-

sächlich erheblich geändert oder eingeschränkt hätten. Dies gelte etwa für Opfer, 

die aufgrund ihrer persönlichen oder wirtschaftlichen Umstände nicht in der Lage 

gewesen seien, einen Umzug o. ä. zu bewerkstelligen. 

Dass eine konkrete Auswirkung auf das Opfer nun nicht mehr  etwa durch ergän-

zende Vernehmungen von Zeugen oder die Vorlage von ärztlichen Attesten  be-

legt werden müsse, beschleunige, wie der Leitende Oberstaatsanwalt in Hannover 

ausgeführt hat, die Ermittlungstätigkeit und fördere den Verfahrensabschluss. Ein 

schnellerer Verfahrensabschluss ermögliche eine schnellere Möglichkeit der Ein-

wir
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Ferner wird auch die Streichung der Nachstellung aus dem Katalog der Privatklage-

delikte des § 374 StPO weitgehend befürwortet.  

Der Generalstaatsanwalt in Celle führt insoweit aus, nach überwiegender Auffassung 

der Staatsanwaltschaften des dortigen Bezirks habe die Streichung der Strafvorschrift 

des § 238 StGB aus dem Katalog der Privatklagedelikte positive Auswirkungen auf den 

Opferschutz. Zwar sei, wie auch die Leitenden Oberstaatsanwälte in Hannover und 

Lüneburg berichtet haben, von dieser Möglichkeit bereits nach der alten Gesetzeslage 

kaum einmal Gebrauch gemacht worden. Die polizeiliche Praxis habe sich jedoch inso-

weit verbessert. So habe etwa der Leitende Oberstaatsanwalt in Lüneburg ausgeführt, 

es sei nach der alten Rechtslage immer wieder vorgekommen, dass Polizeibeamte 

Straftaten der Nachstellung im vereinfachten Verfahren bearbeitet und die Verfahren 

sodann ohne weitere Ermittlungen der Staatsanwaltschaft mit dem Hinweis übersandt 

hätten, der Vorgang könne auf den Privatklageweg verwiesen werden, was jetzt infolge 

der Gesetzesänderungen nicht mehr der Fall sei. 

2. Zu Frage 2: 

Die Befragung der hiesigen staatsanwaltlichen und strafgerichtlichen Praxis ergibt ein 

geteiltes Meinungsbild. 

Die Präsidentinnen der Oberlandesgerichte Celle und Oldenburg haben mitgeteilt, in 

der dortigen strafrechtlichen Praxis seien besondere Schwierigkeiten bei der Anwen-

dung des § 238 Abs. 1 StGB in seiner aktuellen Fassung weder bekannt noch mitgeteilt 

worden.  

Auch der Generalstaatsanwalt in Braunschweig sieht über die bereits bei der Beantwor-

tung zu Frage 1 aufgeworfenen generellen Aspekte hinaus keine besonderen Anwen-

dungsprobleme. 
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Der Präsident des Oberlandesgerichts Braunschweig führt im Hinblick auf trotz der Ge-

setzesänderung fortbestehende Anwendungsprobleme Folgendes aus: 

Münden im Gegensatz zu dem Präsidenten des Amtsgerichts Braunschweig, dem 

solche Probleme nicht bekannt sind, allerdings in der fehlenden Bestimmtheit der 

Vorschrift. Der Gesetzgeber gebe zwar die Häufigkeit, Intensität und den zeitlichen 

Zusammenhang der Tathandlungen sowie bereits eingetretene Folgen auf Opfer-

seite als möglichen Maßstab für die gemäß § 238 Abs. 1 StGB erforderliche Eig-

nung zur schwerwiegenden Beeinträchtigung der Lebensgestaltung an. Letztlich sei 

aber nicht klar, welches konkrete Verhalten strafbar sei. Insofern fehle es an einer 

klaren und eindeutigen Entscheidung des Gesetzgebers. Weiter meint der Direktor 

des Amtsgerichts Hann. Münden, dass die mangelnde Bestimmtheit der Vorschrift 

auch hinsichtlich des Vorsatzes zu Problemen führen könne. Der typische Stalking-

täter, der sich ausschließlich im Bereich der Handlungen des § 238 StGB bewege 

und keine anderen Straftatbestände verwirkliche, werde nicht zwangsläufig er-

kennen, dass sein Verhalten geeignet sei, die Lebensführung des Opfers zu beein-

flussen. Insbesondere die Kontaktaufnahme per Telefon oder über soziale Medien 

dürfte, so das Amtsgericht Hann. Münden, häufig von den Tätern als weniger 

gravierend eingeschätzt werden. Die Kenntnis aller Umstände des Tatbestands sei 

aber zwingende Voraussetzung, um ein vorsätzliches Handeln annehmen zu 

können.  

Diese Auffassung des Direktors des Amtsgerichts Hann. Münden halte ich in Über-

einstimmung mit der Präsidentin des Landgerichts Göttingen für bedenkenswert, 

weise aber auch darauf hin, dass sich der Vorsatz hinsichtlich der normativen Ele-

mente des möglichen 

nur auf die tatsächlichen Umstände und eine Parallelwertung in der Laiensphäre 

bezieht (Fischer, StGB, 67. Aufl., § 238 Rn. 30), was den Nachweis des subjektiven 

Tatbestands wiederum erleichtern mag
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Nach den Ausführungen der Generalstaatsanwälte in Celle und Oldenburg bleibt die 

Anwendung des § 238 Abs. 1 StGB auch nach der geänderten Gesetzeslage in der dor-

tigen staatsanwaltschaftlichen Praxis problematisch. 

So führt der Generalstaatsanwalt in Celle insoweit u. a. Folgendes aus: 

aller Staatsanwaltschaften meines Bezirks auch nach der geänderten Gesetzeslage 

problematisch. 

Angeführt wird hierbei etwa durch den Leitenden Oberstaatsanwalt in Bückeburg, 

dass die Ausgestaltung des § 238 StGB als Eignungsdelikt, die Schwierigkeiten bei 

der Prüfung, ob das Verhalten des Täters die Grenze zur Strafbarkeit überschreite, 

verschärfe. Da es oftmals an einer tatsächlichen Verhaltensänderung fehle, sei die 

Grenze zur bloßen Belästigung, die sich noch im Rahmen sozialadäquaten Ver-

haltens halte, fließend. Die Schwierigkeiten lägen jedoch in der Mehrzahl der Fälle 

auf rein tatsächlicher Ebene. 

Auf Bewertungsprobleme in der staatsanwaltschaftlichen und gerichtlichen Praxis 

bei der Einschätzung der objektiven Geeignetheit der Tat zur Herbeiführung einer 

schwerwiegenden Beeinträchtigung der Lebensgestaltung beim Opfer hat auch der 

Leitende Oberstaatsanwalt in Lüneburg hingewiesen. Er hat hierzu ausgeführt: 

Lebensgestaltung bisher sehr eng aus. Veränderungen im üblichen Tagesablauf, 

der Austritt aus Vereinen und der Verzicht auf bestimmte Freizeitaktivitäten sollen 

nicht ausreichen. Auch das Ergreifen von zumutbaren Sicherheitsvorkehrungen, 

zum Beispiel die Anschaffung einer Alarmanlage, die Einrichtung einer Fangschal-

tung oder das Wechseln der Telefonnummer werden nicht als schwerwiegend ein-

gestuft. Der Tatbestand der Nachstellung soll erst dann erfüllt sein, wenn die Tat-

handlungen geeignet sind, die Betroffenen zu einer maßgeblichen Änderung ihres 
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Freizeit- und Sozialverhaltens zu veranlassen. Als Beispiel werden von der Recht-

sprechung das Aufgeben der Wohnung und der Umzug in eine andere Stadt, das 

Wechseln oder Aufgeben der Arbeitsstätte sowie die Namensänderung angeführt. 

Der objektivierende Beurteilungsmaßstab bleibt somit im Verhältnis zur alten 

Rechtslage derselbe. Die Anforderungen an die Qualität der Tathandlungen haben 

sich durch die neue Gesetzesfassung nicht geändert. Auch wenn der Taterfolg als 

bisheriger Fixpunkt der Zusammenfassung verschiedener Handlungsweisen weg-

gefallen ist, dürfte § 238 Abs. 1 StGB weiterhin dahingehend zu verstehen sein, 

dass in der Regel erst eine Gesamtschau sich kumulierender und gegenseitig ver-

stärkender Tathandlungen deren Eignung begründen kann, die Lebensgestaltung 

des Opfers schwerwiegend zu beeinträchtigen. 

In der Praxis handelt es sich bei den Strafanzeigen wegen Nachstellung hingegen 

überwiegend um niederschwellige Belästigungshandlungen durch ehemalige 

Lebenspartner. Auch unter Berücksichtigung einer Zusammenschau der unter-

schiedlichen Tathandlungen lässt sich oftmals nicht mit der für eine Anklageer-

hebung erforderlichen Sicherheit feststellen, dass sie objektiv geeignet sind, eine 

gravierende Beeinträchtigung der Lebensgestaltung im oben beschriebenen Sinne 

herbeizuführen. Dies auch deshalb nicht, weil empirische Untersuchungsergebnisse 

zu der Frage, ab welchem Belästigungsgrad Opfer von Nachstellungshandlungen 

ihre Wohnung aufgeben, in eine andere Stadt umziehen, ihre Arbeitsstätte 

wechseln bzw. aufgeben oder ihren Namen ändern, fehlen. Unter Berücksichtigung 

dieser tatsächlichen Erfolgserkenntnisse fällt es regelmäßig schwer, eine potentielle 

objektivierbare 

Die Leitende Oberstaatsanwältin in Verden weist neben der Schwierigkeit der 

Nachweisbarkeit auch auf bestehende Schwierigkeiten bei der Konkretisierbarkeit 

entsprechender Taten hin, da es dem Opfer naturgemäß schwerfalle, konkrete Tat-

zeiten und Tathandlungen zu erinnern oder voneinander abzugrenzen. 
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Der Leitende Oberstaatsanwalt in Hannover hat zum weiterhin bestehenden 

Problem der Beweisbarkeit von Nachstellungshandlungen ergänzend ausgeführt: 

zelnen Nachstellungshandlungen weiterhin vorhanden. Denn viele Täter verstehen 

es, ihre Urheberschaft bzgl. der Kontaktaufnahme zu verschleiern. Insbesondere im 

Internetbereich wählen sie häufig anonymisierte Wege (Internetcafés; nicht personi-

fizierte Email-Adressen), so dass allein die Sicherstellung von Computern, Mobilte-

lefonen und anderen internetfähigen Geräten beim Beschuldigten eine verlässliche 

Zuordnung gewährleisten kann. Da die Auswertung durch die Datenverarbeitungs-

gruppe bei der Polizei jedoch häufig 12 Monate und länger dauert, ist eine zeitnahe 

Einwirkung auf den Täter und ein rascher Opferschutz in diesen Fällen nicht mög-

Er schlägt vor diesem Hintergrund neben einer Sensibilisierung für die große Be-

lastung von Stalkingopfern vor, für besonders langwierige Fälle von mindestens 

einem Jahr mit regelmäßigen Kontaktaufnahmen an die Einführung eines Qualifi-

kationstatbestandes zu denken, der eine Mindeststrafe von drei oder sechs 

Monaten für die schwerw

Der Generalstaatsanwalt in Oldenburg vertritt ebenfalls die Auffassung, dass deviantes 

Verhalten oftmals schwer nachweisbar ist. Er führt insoweit Folgendes aus: 

In sozialen Medien ist der Nachweis von Kontaktaufnahmen noch relativ einfach zu 

erbringen, bei persönlichen Kontaktversuchen hängt der Nachweis wesentlich von 

der Glaubwürdigkeit des Opfers und dessen Fähigkeit ab, konkrete Sachverhalte zu 

erfassen und zu dokumentieren. Und nicht zuletzt hängt der Nachweis von uner-

zung des Opfers zum Täter/zur Täterin ab. Bei immer wiederkehrender Kontaktauf-

nahme zum Täter/zu Täterin durch das Opfer, auch wenn es Reaktionen auf deren 

Kontaktaufnahmen sind, lassen am Vorsatz für eine unbefugte Handlung zweifeln. 
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An der Eignung dieser Handlung, erhebliche Beeinträchtigungen hervorzurufen, 

än

Er vertritt darüber hinaus die Auffassung, dass die Problematik in der Feststellung der 

Tatbestandsmäßigkeit sozial unerträglichen Verhaltens regelmäßig in der Bewertung 

der Kausalität zwischen Verhalten und Auswirkung liegt: 

Die Möglichkeit, eine von der Opferkonstitution unabhängige Bewertung der 

Eignung vornehmen zu können, ist eine sinnvolle Maßnahme im Umgang mit Nach-

stellung. In der Praxis richtet sich die Beurteilung jedoch, ähnlich wie bei anderen 

Gefährdungsdelikten wie z. B. im Straßenverkehr, regelmäßig nach dem tatsächlich 

dessen Verhalten. Eine (hypothetische) Bewertung der Tathandlungen nach mög-

lichst objektiven Kriterien ist nach wie vor schwierig, da die Bewertung der Ein-

schränkungseignung in der Praxis weiterhin nicht unerheblich von der Robustheit 

des potenziellen Opfers abhängt. Zumindest ist das tatsächliche Opferverhalten 

maßgebliches Kriterium für den Nachweis des Tatbestands. Dem gilt es entgegen-

zuwirken, indem etwa Regelbeispiele für das Vorliegen der Eignung in das Gesetz 

aufgenommen werden wie z. B. tateinheitlich begangene weitere Delikte (Körper-

verletzung, Hausfriedensbruch, Beleidigung, Verstöße gegen das Gewaltschutzge-

setz pp.) oder die Einführung einer zeitlichen Mindestdauer der unbefugten Kon-

taktaufnahmen.

Nach Ansicht des Generalstaatsanwalts in Oldenburg bestehen auch nach dem Inkraft-

treten der Gesetzesänderungen am 10.03.2017 im Wesentlichen dieselben Sub-

sumtionsprobleme, die durch die folgenden diesbezüglichen Ausführungen des Lei-

tenden Oberstaatsanwalts in Aurich veranschaulicht würden: 

 die 

unbestimmten Rechtsbegriffe weiterhin ausgefüllt und zudem seitens der Staatsan-

waltschaften und Gerichte noch eine Prognoseentscheidung getroffen werden 
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änderung des Opfers herbeizuführen. 

Dieses zieht weiterhin zahlreiche Einzelfallentscheidungen nach sich und deckt Klä-

rungsbedarf in diversen denkbaren Konstellationen auf: Reichen z.B. fünf nächtliche 

Anrufe aus, die erforderliche Prognose zu stellen oder bedarf es weit häufigere Ver-

suche der Kontaktaufnahmen? Wirkt es sich aus, wenn das Opfer unregelmäßige 

Arbeitszeiten wahrnimmt (Schichtarbeiter)? Welche zeitliche Zäsur zwischen den 

einzelnen Nachstellungshandlungen führt zu einer abweichenden Prognose-

stellung? All diese Fragestellungen bedürfen weiterhin einer Antwort, da es nach 

Ansicht des Gesetzgebers nicht auf das Verhalten oder die Befindlichkeit der be-

objekti-

vierbarer Anlass wobei Häufigkeit und Inten-

sität der Täterhandlungen und bereits dadurch eingetretene Folgen lediglich eine 

Indizwirkung entfalten sollen. 

Auch wird weiterhin gefordert, dass die Beeinträchtigung schwerwiegend sein soll 

und nur eine über das hinausgehende, von der betroffenen Person 

zu Recht als aufgezwungen empfundene negative Veränderung erfasst sein soll 

(Thomas Fischer, 67. Aufl. , § 238 Rdnr. 23). 

Ein objektivierbarer Maßstab für die Beurteilung der Geeignetheit der Tathand-

lung(en) zur Herbeiführung einer potentiell schwerwiegenden Beeinträchtigung der 

Lebensführung erscheint folglich nicht immer tat

3. Zu Frage 3: 

Aus den erhobenen absoluten Zahlen für Niedersachsen lässt sich insgesamt keine 

signifikante Veränderung der Erledigungsarten nach der Gesetzesänderung vom 

01.03.2017 ablesen. 

Ausweislich der nachfolgenden Statistik zu den Verfahrenserledigungen bei den 

Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 Abs. 1 StGB für die vergangenen 

Jahre hat sich die Quote von Einstellungen nach §§ 153, 153a StPO nach der am 
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10.03.2017 in Kraft getretenen Gesetzesänderung erhöht, wohingegen die Anzahl der 

Einstellungen nach § 170 Abs. 2 StPO zunächst leicht zurückgegangen ist. Die Quote 

von Anklageerhebungen hat sich ausweislich der nachfolgenden Statistik im Vergleich 

zur vorherigen Praxis nicht erheblich verändert.  

Jahr 

Einstellungen 

nach §§ 

153,153a 

StPO 

Einstellungen 

nach 

§ 170 II 

Anklagen/ 

Strafbefehle 

2013 188 1270 132 

2014 190 1195 136 

2015 177 1095 121 

2016 192 1079 94 

2017 311 957 116 

2018 345 992 124 

2019 254 1136 114 

Im Auftrag 

Arkenstette 
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Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz| Postfach 32 60 | 55022 Mainz 

1/4 

Kernarbeitszeiten 
09:30 12:00 Uhr 
14:00 15:00 Uhr 
Freitag: 09:30  12:00 Uhr 

Verkehrsanbindung 
Bus ab Mainz-Hauptbahnhof 
Linie 6 bis Haltestelle Bauhofstraße 

Parkmöglichkeiten 
Schlossplatz, Rheinufer 
für behinderte Menschen: 
Diether-von-Isenburg-Straße 

Die Datenschutzerklärung zur Informationspflicht nach Artikel 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Landesda-
tenschutzgesetzes finden Sie auf der Startseite des Internetauftritts des Ministeriums der Justiz: https://jm.rlp.de/de/startseite/ (Ziffern I., II., 
III. und VIII.). Auf Wunsch übersenden wir diese Informationen auch in Papierform. 

per E-Mail

Bundesministerium 
der Justiz und 
für Verbraucherschutz 
10117 Berlin 

Nachrichtlich: 
Landesjustizverwaltungen 

Ernst-Ludwig-Straße 3 
55116 Mainz 
Zentrale Kommunikation: 
Telefon 06131 16-0 
Telefax 06131 16-4887 
Poststelle@jm.rlp.de 
www.jm.rlp.de 

25. Mai 2020 

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom Ansprechpartner/-in / E-Mail Telefon / Fax 
4000E20-0003 
Bitte immer angeben! 

10. März 2020 
II A 2-zu 4000/72  1 -
25 80/2020 

Felix Huth 
Strafrechtsabteilung@jm.rlp.de 

06131 16-4818 
06131 16-4844 

Neufassung des § 238 StGB durch das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes 
gegen Nachstellungen vom 1. März 2017 
Hier: Evaluierung der Gesetzesänderung 

Ihr Schreiben vom 10. März 2020 - II A 2-zu 4000/72  1 - 25 80/2020 

1 Anlage 

Für Ihr Schreiben vom 10. März 2020 und die Gelegenheit zur Stellungnahme danke 

ich. 

Nach Beteiligung der gerichtlichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis kann ich die 

dortigen Fragen wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 

Ganz überwiegend bewerten die rheinland-pfälzischen Gerichte und Staatsanwalt-

schaften die Neufassung des § 238 StGB positiv. Insbesondere wird begrüßt, dass eine 
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Strafbarkeit nicht mehr entfällt, weil das Opfer dem Täter widerstanden und seine Le-

bensführung nicht geändert hat, sei es bewusst, oder weil es dies aus sozialen Gründen 

nicht konnte. 

Zugleich schildert die rheinland-pfälzische Praxis, dass auch nach der Neufassung die 

Auslegung und Nachweisbarkeit des Täterverhaltens im Hinblick auf die Eignung zur 

Beeinträchtigung der Lebensgestaltung des Opfers nicht immer einfach sei. 

Ein wesentliches  tatsächliches  Problem sei die Nachweisbarkeit im Einzelfall. Dies 

liege meist daran, dass den einschlägigen Sachverhalten in der Regel Täter-Opfer-Kon-

flikte zugrunde lägen, bei denen es häufig außer dem Opfer keine weiteren Zeugen 

gebe. 

Ein Leitender Oberstaatsanwalt führt aus, die Anwendung des § 238 StGB sei weiterhin 

Beeinträchtigung der Lebensgesta

sen Schwierigkeiten verbunden. Er betont jedoch zugleich, die Nutzung unbestimmter 

Rechtsbegriffe sei angesichts der Vielgestaltigkeit des inkriminierten Phänomens des 

ar. 

Die gerichtliche Praxis bewertet die Änderungen zwar ebenfalls ganz überwiegend po-

sitiv, gleichwohl sei die Zahl der entsprechenden Verfahren bei den Gerichten weiterhin 

gering und die Erfahrungen daher begrenzt. In den anhängigen Strafverfahren habe die 

Gesetzesänderung jedoch zu einer Vereinfachung geführt. 

Zu Frage 2: 

Die Praxis bewertet unterschiedlich, ob angesichts der geschilderten Schwierigkeiten 

gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht. 

Grundsätzlich besteht Einigkeit, dass eine Ausweitung des Tatbestands  gerade an-

gesichts der bestehenden Auffangregelung des § 238 Abs. 1 Nr. 5 StGB  nicht ange-

zeigt sei. Auch seien gesetzliche Änderungen nicht geeignet, die rein tatsächlichen 

Nachweisschwierigkeiten zu beseitigen. Diese Auffassungen teile ich. 
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Teilweise wird von der staatsanwaltschaftlichen Praxis angeregt, einzelne unbestimmte 

Rechtsbegriffe des § 238 StGB gesetzlich genauer zu definieren, da die Rechtspre-

chung teilweise sehr uneinheitlich sei. Diese Anregung erscheint jedoch angesichts der 

Vielschichtigkeit der in Frage kommenden Sachverhalte problematisch. Insoweit dürfte 

es vorzugwürdig sein, die Ausgestaltung der bestehenden unbestimmten Rechtsbe-

griffe weiterhin der (obergerichtlichen) Rechtsprechung zu überlassen. 

Zu Frage 3: 

Das Ergebnis einer Datenbankauswertung der rheinland-pfälzischen Generalstaatsan-

waltschaften ist als Anlage beigefügt. Demnach ist  bei insgesamt sinkenden Fallzah-

len  die Zahl der Einstellungen nach §§ 153, 153a StPO leicht gestiegen. 

Zur Aussagekraft der Auswertung hat ein Generalstaatsanwalt ausgeführt, soweit Erle-

digungsarten erfasst seien, die mit der jeweiligen Gesetzesfassung scheinbar in Wider-

spruch stünden (z.B. Einstellung nach § 153 StPO im Zeitpunkt der Ausgestaltung des 

Vergehens der Nachstellung als Privatklagedelikt) sei es möglich, dass nach erfolgter 

Prüfung weitere Delikte neben § 238 StGB oder andere Delikte angenommen worden 

seien und sich die Erledigungsart so erkläre. Die Aussagekraft der Auswertung sei 

 auch deshalb  eingeschränkt. 

So weist ein Leitender Oberstaatsanwalt darauf hin, dass in seinem Bezirk im fraglichen 

Zeitraum die Zahl der Neueingänge wegen Verstößen gegen das Gewaltschutzgesetz 

gestiegen sei. Da dieser Tatbestand nicht selten tateinheitlich neben der Nachstellung 

stehe und teilweise leichter nachzuweisen sein dürfte, könnte darin auch eine Erklärung 

für eine geänderte Erfassungspraxis und damit für die sinkenden Fallzahlen hinsichtlich 

§ 238 StGB zu sehen sein. Auch dürften nicht selten andere  in der Statistik regelmä-

ßig vorrangig erfasste Tatbestände wie Körperverletzungsdelikte  neben die Nachstel-

lung treten. 

Eine abschließende aussagekräftige Einschätzung erscheint aus den vorgenannten 

Gründen daher schwierig. Im Ergebnis teile ich die Auffassung eines Generalstaatsan-

walts, welcher in seiner Stellungnahme ausführt: 
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 Verbes-

serungen mit sich brachte, allerdings die grundsätzlichen Probleme bei der An-

wendung und Nachweisbarkeit des Nachstellungstatbestandes fortbestehen. 

Insbesondere bei punktuellen oder im Einzelnen schwer nachweisbaren Nach-

stellungshandlungen dürfte sich das Gewaltschutzgesetz in der Praxis als effek-

tiveres Instrument zum Schutz von Opfern erweisen. Der Nachstellungstatbe-

stand dürfte insbesondere bei langanhaltenden und schwerwiegenden Tathand-

lungen eine praktische Bedeutung haben.

Im Auftrag 

gez. Felix Huth 
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Dienstgebäude Lorentzendamm 35, 24103 Kiel  |  Telefon 0431 988-0  |  Telefax 0431 988-3870  |  Poststelle@jumi.landsh.de  | 
De-Mail: Poststelle@jumi.landsh.de-mail.de  |  www.schleswig-holstein.de/mjev  | 
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für verschlüsselte Dokumente 

Ministerium für Justiz, Europa und Verbraucherschutz 
Postfach 71 45  |  24171 Kiel 

Per E-Mail 
Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz 
Mohrenstraße 37 
10117 Berlin  

nachrichtlich: 

übrige Landesjustizverwaltungen 

Ihr Zeichen: / 
Ihre Nachricht vom: / 

Mein Zeichen: II 301/4000  4  2 
Meine Nachricht vom: / 

Dr. Thorsten Schwarzer 
Thorsten.Schwarzer@jumi.landsh.de 

Telefon: 0431 988-2633 
Telefax: 0431 988-3870 

14. September 2020 

Neufassung des § 238 StGB durch Gesetz zur Verbesserung des Schutzes gegen 
Nachstellungen vom 1. März 2017 (BGBl. I S. 386), in Kraft getreten am 10. März 2017 
Dortiges Schreiben vom 10. März 2020; Az.: II A 2 - zu 4000/72 -1-25 80/2020 

Für Ihr Schreiben vom 10. März 2020 und die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 

Auswirkungen der Änderung von § 238 StGB in der Praxis bedanke ich mich und möchte 

die in besagtem Schreiben aufgeworfenen Fragen wie folgt beantworten: 

Soweit es die Fragen 1 und 2 betrifft, hat mir der Generalstaatsanwalt des Landes 

Schleswig-Holstein nach Beteiligung der staatsanwaltschaftlichen Praxis berichtet, dass 

das Ziel des Gesetzgebers, die Anwendung des § 238 Abs. 1 StGB durch die Umgestal-

tung in ein potentielles Gefährdungsdelikt zu erleichtern und so den strafrechtlichen 

Schutz der Opfer von Nachstellungen zu verbessern, aus dortiger Sicht nicht erreicht wor-

den ist. Vielmehr gestaltet sich die Beweisführung in den Verfahren, die ein Delikt nach § 

238 Abs. 1 StGB zum Gegenstand haben, weiterhin problematisch. Insbesondere die Vo-

raussetzungen der unbestimmten Rechtsbegriffe 
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Praxis oft nicht mit der erforderlichen Tragfähigkeit belegt werden. Die Reform des Tatbe-

standes hat an den bestehenden Schwierigkeiten nichts geändert. Die Ursache der Prob-

leme liegt hierbei insbesondere darin, dass die Masse der relevanten Fälle Kontaktauf-

nahmen im Zusammenhang mit (vermeintlichen) Umgangsrechten oder familiengerichtli-

chen Anträgen zum Gegenstand hat oder Anzeigende Täterkontakte in einer Weise erwi-

dern, welche die Unerwünschtheit des Kontaktes nicht erkennen lassen. 

Im Hinblick auf die unter 3. aufgeworfene Frage nach den Verfahrenserledigungen bei den 

Staatsanwaltschaften bezüglich Straftaten nach § 238 Absatz 1 StGB zeigen die mir vom 

Generalstaatsanwalt des Landes Schleswig-Holstein zugeleiteten Zahlen deutlich, dass es 

wie bereits vor der Gesetzesänderung - nur in den wenigsten Fällen zu einer Anklageer-

hebung wegen des Vorwurfs der Nachstellung kommt. Soweit sich dies anbietet, wird die 

Strafverfolgung vielmehr auf etwaige zugleich oder auch gesondert verwirklichte weitere 

Straftatbestände konzentriert, welche - wie etwa § 4 GewSchG - klarer formulierte Tatbe-

standsmerkmal aufweisen und daher geringere (Nachweis-)Probleme mit sich bringen. Die 

überwiegende Anzahl der in Rede stehenden Verfahren wird infolge der vorbezeichneten 

Anwendungsproblematik indes nach § 170 Abs. 2 StPO oder §§ 153 ff. StPO eingestellt, 

wobei die Zahlen diesbezüglich keine klare Tendenz erkennen lassen, sondern je nach 

Staatsanwaltschaft unterschiedlich verteilt sind. Signifikante Auswirkungen der Umgestal-

tung des § 238 Abs. 1 StGB in ein Eignungsdelikt und der insoweit gebotenen Anwendung 

eines objektivierenden Beurteilungsmaßstabes sind aus Sicht der Staatsanwaltschaften 

mithin nicht zu verzeichnen. 

In Entsprechung zu dem vom Generalstaatsanwaltschaft erhobenen Befund einer nur ge-

ringen Anklagequote wurde mir von einem Landgerichtspräsidenten mitgeteilt, dass dort 

bislang keinerlei praktische Erfahrungen mit der neu gefassten Vorschrift des § 238 StGB 

existieren würden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Thorsten Schwarzer 
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Sozialdienst katholischer Frauen Radebeul e. V. 

Beratungs- und Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt und Stalking 

Dr.-Külz-Straße 4, 01445 Radebeul

0351-7955 2205, beratung@skf-radebeul.de

Radebeul, am 13.05.20

Stellungnahme zur Evaluierung des § 238 StGB – Schutz vor Nachstellung 

Die Novellierung des § 238 StGB hatte zum Ziel, einen besseren Opferschutz in Fällen von
Nachstellung durch eine Ausweitung strafrechtlicher Maßnahmen zu gewährleisten. Positiv
hervorzuheben ist die Einordnung von Nachstellung als potentielles Gefährdungsdelikt und
die Herausnahme des Straftatbestandes aus dem Katalog der Privatklagedelikte. Dadurch
scheint es den Betroffenen leichter zu sein, eine strafrechtliche Verfolgung von Nachstellun-
gen zu bewirken. In der Praxis ergeben sich allerdings einige Schwierigkeiten in der Umset-
zung des § 238 StGB. Verbunden damit möchten wir auch auf Hürden in der Umsetzung des
Gewaltschutzgesetzes bei Nachstellungen hinweisen.

1. Konsequente und schnelle Strafverfolgung und alternative Strafmaßnahmen 

Es bedarf einer konsequenten Strafverfolgung der tatausführenden Personen. Meist dauern
Ermittlungsverfahren sehr lange, ehe es zu einer potentiellen Anklage, Verhandlung und ggf.
Verurteilung der Beschuldigten kommt. In diesen Monaten stellt die beschuldigte Person der
betroffenen Person in der Regel weiter nach, die Gefährdungssituation spitzt sich weiter zu.
Vorladungen bei der Polizei oder bei Gericht machen zwar in manchen Fällen Eindruck, aber
hierdurch wird das Verhalten der beschuldigten Person meist nur kurzzeitig eingedämmt oder
eskaliert in einigen Fällen sogar, sodass es zu Körperverletzungsdelikten o. Ä. kommt. Auch
durch eine erste Verurteilung hört Stalking meist nicht auf. Erneute Straftaten, die dann eben-
falls unter § 238 StGB fallen, müssen dann auch konsequent und schnell weiterverfolgt wer-
den, ohne Scheu, höhere Strafen zu verhängen. Hierzu ist festzuhalten, dass eine einfache
Geldstrafe meist nur wenig Eindruck bei den tatausführenden Personen hinterlässt. Oft kön-
nen sie diese nicht bezahlen oder die Bezahlung einer Geldstrafe stellt für sie keine Ein-
schränkung dar und wird somit kaum als „Bestrafung“ angesehen. Hier sollten verstärkt alter-
native Strafmaßnahmen, die individuell auf das strafbare Verhalten der tatausführenden Per-
sonen wirken, angewandt werden. Andere Formen der Strafverfolgung könnten den Tä-
ter*innen die Verwerflichkeit ihres Verhaltens effektiver nahebringen und gleichzeitig die
Möglichkeiten (zukünftiger) Nachstellungen reduzieren. Beispielsweise bietet es sich an, das
Auto oder Moped der Täter*innen zu beschlagnahmen, wenn es als „Tatwaffe“ verwendet
wird. In jedem Fall halten wir auch eine Beauflagung der Täter*innen mit einer „Tä-
ter*innentherapie“ bzw. „-beratung“ durch Institutionen, die auf gewaltvolles Verhalten spe-
zialisiert sind, für angebracht. Hierdurch kann das Verhalten der Täter*innen nachhaltig ver-
ändert werden, indem ihnen die Verantwortung und Strafbarkeit ihrer Handlungen in regel-
mäßigen Abständen deutlich gemacht sowie mit den ihnen an den eigentlichen Tatursachen
gearbeitet wird, die überwiegend in der Biografie der Täter*innen zu finden sind.
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2. Konsequente und schnelle Vollstreckung von Ordnungsmaßnahmen bei einem Kon-
takt- und Näherungsverbot 

Bei den meisten Betroffenen, die ein Kontakt- und Näherungsverbot nach dem Gewaltschutz-
gesetz erwirkt haben, werden die im Beschluss angedrohten Ordnungsmaßnahmen bei Ver-
stößen der Täter*innen gegen das KNV nicht oder erst spät vollzogen. Das erweckt bei den
Täter*innen den Eindruck, ihr Verhalten sei in Ordnung oder werde zumindest gebilligt. Ein
Kontakt- und Näherungsverbot erscheint dann für die Betroffenen sinnlos. Die angedrohten
Ordnungsmaßnahmen bei Anzeigen zu Verstößen gegen ein Kontakt- und Näherungsverbot
müssen konsequent und vor allem zeitnah zum Tatgeschehen vollstreckt werden, um den Tä-
ter*innen direkt ihr grenzüberschreitendes Verhalten und die daraus folgenden Konsequenzen
nahezubringen. Wenn möglich, sind auch hier alternative Formen von Ordnungsmaßnahmen
zu verhängen. Diesbezüglich sollten auch kreative Ordnungs- und Strafmaßnahmen angewen-
det werden, um individuell auf das strafbare Verhalten der tatausführenden Personen reagie-
ren zu können. 

3. Trennung der Anhörungen von Beschuldigten und Geschädigten 

Bei der Beantragung eines Kontakt- und Näherungsverbots oder bei einem Strafverfahren
wegen Nachstellung kann es zur Anhörung der Antragsteller*innen und der Antragsgeg-
ner*innen bzw. der Beschuldigten und der Geschädigten kommen. In der Praxis werden hier
oft gemeinsamen Anhörungen durchgeführt, sodass sich Täter*in und Betroffene*r im selben
Raum befinden. Das ist bei Stalking-Fällen unbedingt zu vermeiden. Die wichtigste Schutz-
maßnahme, die Betroffene für sich selbst treffen können, ist es, jeglichen Kontakt zu den Tä-
ter*innen zu unterbinden. Es gilt, auf keine Nachrichten, Gesprächsversuche oder direkte
Kontaktversuche der Täter*innen zu reagieren. Täter*innen erhoffen sich mit ihrem Verhalten
Reaktionen von den Betroffenen, die sie als Ansporn deuten, dieses Verhalten weiter fortzu-
führen. Jede Reaktion ist eine Art von Kommunikation bzw. Aufmerksamkeit. Die einzige
Möglichkeit, die den Betroffenen bleibt, ist es, die Täter*innen vollständig und durchweg zu
ignorieren, in der Hoffnung, dass diese ihre Nachstellungen dann irgendwann einstellen. Eine
gemeinsame Anhörung der Täter*innen und der Geschädigten ist daher kontraproduktiv und
unbedingt zu vermeiden. Zudem ist bei einem direkten Aufeinandertreffen vor, bei oder nach
einem Gerichtstermin von einer Erhöhung der Gefährdung auszugehen, insbesondere dann,
wenn sich der/die Täter*in vom Gericht „in seiner Liebe unverstanden“ bzw. „ungerecht be-
handelt“ fühlt. 

4. Ansprechpartner*innen für Fälle nach § 238 StGB 

Aus unserer Sicht braucht es in den Polizeirevieren spezielle Ansprechpartner*innen für Straf-
taten nach § 238 StGB, die im Umgang mit den Betroffenen und den Hilfemöglichkeiten bei
Nachstellungen (auch außerhalb der Polizei) besonders geschult sind. Nicht selten werden
Betroffene von Stalking-Straftaten von der Polizei weggeschickt bzw. die Taten werden baga-
tellisiert. Die Betroffenen fühlen sich nicht ernst genommen und meinen, die Straftaten weiter
hinnehmen zu müssen. Oft steigern sich gerade dadurch die Stalkinghandlungen, weil es lan-
ge nicht zu einer wirksamen Strafverfolgung kommt. Weiterhin bieten sich regelmäßige Hel-
ferkonferenzen zwischen den unterschiedlichen beteiligten Institutionen an, um eine effekti-
vere Unterstützung der Betroffenen zu erreichen. Denn letztlich ist Stalking trotz der Auf-
nahme in das Strafgesetzbuch nur schwer zu beenden.

Von Maria Dabrunz und Annett Kobisch
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